
Familien im zentrum da familien nach wie vor der erste 
und zentrale bildungsort für kinder sind, ist es wichtig, familien 
in abhängigkeit ihrer familialen bedarfe in ihrer bildungs- und 
erziehungsarbeit zu unterstützen. die studie möchte impulse für 
die diskussion über die weiterentwicklung von kindertagesein-
richtungen hin zu zentren für familien geben. die einbeziehung der 
eltern- und familienbildung spielt dabei eine wichtige rolle.  
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1 MOTIVATION UND  
ZIELE DER STUDIE1 

Das Leben von Familien in Deutschland hat sich in den letzten Jahr-
zehnten stark gewandelt. Heute sind knapp 68 Prozent der Mütter 
mit minderjährigen Kindern erwerbstätig, 69 Prozent davon in Teil-
zeit. Bei Müttern mit jüngeren Kindern sind die Erwerbstätigenquo-
ten niedriger. Werden beispielsweise Mütter mit Kindern unter drei 
Jahren betrachtet oder alle Mütter mit noch nicht schulpflichtigen 
Kindern, liegen die Anteile bei jeweils 35 bzw. 50 Prozent (Statisti-
sches Bundesamt - Destatis 2018a). Bei vielen der nicht-erwerbs-
tätigen Mütter besteht der deutliche Wunsch, eine Erwerbstätigkeit 
auszuüben. Väter nehmen zwar zunehmend Familienaufgaben in den 
ersten Lebensjahren wahr, gehen nach wie vor aber überwiegend 
einer Vollzeiterwerbstätigkeit nach. Somit wachsen immer mehr Kin-
der mit zwei erwerbstätigen Eltern auf und eine gelungene Vereinbar-
keit von Familien- und Erwerbsarbeit hat für weit mehr Familien eine 
Bedeutung als noch vor zehn Jahren. 

Dem gegenüber stehen die knapp 5 Prozent der Kinder aus Paar-
familien und knapp 30 Prozent der Kinder von Alleinerziehenden, 
bei denen kein Elternteil einer Erwerbstätigkeit nachgeht (Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung 2018; Destatis 2018b). Zudem 
haben 12 Prozent der Kinder Eltern, von denen keiner eine berufliche 
Ausbildung hat. 20 Prozent aller Kinder leben in Familien mit einem 
Haushaltseinkommen unter der Armutsgefährdungsgrenze, davon 
sind insbesondere Familien mit drei und mehr Kindern und Haushal-

1  Wir danken Louisanne Knierim für ihre Unterstützung bei der Literaturrecherche und 
anderen Arbeiten an dieser Studie.
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te mit alleinerziehenden Elternteilen betroffen. Insgesamt – so weist 
der aktuelle Bildungsbericht 2018 aus – ist mit gut 30 Prozent fast 
jedes dritte Kind von mindestens einer Risikolage betroffen. Diesen 
Familien fehlen häufig die notwendigen finanziellen Ressourcen, um 
ihren Kindern eine qualitativ hochwertige Bildung und Betreuung zu 
bieten und in bildungsnahe Aktivitäten zu investieren. Hinzu kommt, 
dass eine Belastung mit mehreren Risikolagen neue Familienkonflik-
te und ein nachteiliges Erziehungsverhalten auslösen kann (für einen 
Überblick vgl. z.B. Cooper und Stewart 2013, 2017).

Ferner haben sich Familien auch dahingehend geändert, dass mehr 
Familien einen Migrations- oder Fluchthintergrund aufweisen. Der 
Anteil der geborenen Kinder mit einem Elternteil nicht-deutscher Her-
kunft beträgt 35 Prozent (Destatis 2018c). Besonders in Familien, in 
denen beide Elternteile einen Migrationshintergrund haben, wird zu 
Hause in der Familie oft kein Deutsch gesprochen (Destatis 2018d). 
Die Bedarfe dieser Familien unterscheiden sich aus sprachlicher und 
kultureller Sicht. 

Damit wird auf der einen Seite deutlich, dass Familien sehr unter-
schiedliche Bedarfe haben. Auf der anderen Seite weisen diese 
Befunde darauf hin, dass eine bedarfsgerechte familiale Infra-
struktur für alle Familien von großer Bedeutung ist. Entsprechend 
haben die zuständigen Gebietskörperschaften (Kommunen, Länder 
und auch der Bund) in den letzten Jahren massiv in den Ausbau der 
Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur investiert. Sowohl die Anzahl 
der Betreuungsplätze für Kinder unter drei Jahren als auch das ganz-
tägige Betreuungsangebot für Kinder im Kindergartenalter wurden 
stark ausgebaut (z.B. Jessen et al. 2018). In jüngster Vergangenheit 
gewinnen zunehmend auch Fragen der Qualität dieser Angebote an 
Bedeutung. Mehrere Bund-Länder-Konferenzen haben sich mit dem 
Thema der Qualität beschäftigt und seit dem Januar 2019 ist das  
„Gute-Kita-Gesetz“ in Kraft. Der primäre Fokus der Kindertages-
betreuung liegt auf Bildungs- und Betreuungsleistungen für Kinder. 

Daneben ist in den letzten Jahren auch die Anzahl anderer öffentlich 
finanzierter Angebote im Bereich der Familien- und Elternbildung 
stetig gewachsen, beispielsweise im Bereich der Frühen Hilfen  
(z.B. Brand et al. 2015). Diese Angebote setzen daran an, Eltern in 
ihren Erziehungskompetenzen zu stärken und in ihren Erziehungs-
aufgaben zu unterstützen, unabhängig davon, ob die Kinder eine  
 



7

Kindertagesbetreuung nutzen. Angebote der Familien- und Elternbil-
dung adressieren damit primär Eltern.

Damit stehen in Deutschland zwei Systeme nebeneinander, deren 
Perspektiven vielfach nicht miteinander verbunden werden. In den 
letzten Jahren wurden jedoch vermehrt Ansätze entwickelt, die eine 
solche Verbindung vornehmen: Förderprogramme und Modellprojekte 
wurden initiiert, um Kindertageseinrichtungen darin zu unterstützen, 
sich dem Sozialraum zu öffnen und Familien durch eine Bündelung 
familienunterstützender und präventiver Angebote gezielt zu fördern. 
Sogenannte Zentren für Familien2 entstanden, die Kindertagesein-
richtungen oder ähnliche Einrichtungen zu einem Ort für die Familie 
als Ganzes machten und Elemente der Eltern- und Familienbildung 
integrieren.

Solche verbindenden Ansätze stellen Familien in den Vordergrund 
und tragen damit dem Befund Rechnung, dass Familien nach wie vor 
der erste und zentrale Bildungsort für Kinder sind. Sie setzen daran 
an, Familien in Abhängigkeit ihrer familialen Bedarfe in ihrer Bildungs- 
und Erziehungsarbeit zu unterstützen. Denn auch mit einem stetig 
wachsenden Anteil von Kindern, welche Angebote der Kindertagesbe-
treuung nutzen, bleibt es unbestritten, dass die Familie eine elemen-
tare Bedeutung für die kindliche Entwicklung hat (z.B. Carneiro und 
Heckman 2003; Belsky et al. 2007; Melhuish 2010). Eine Unterstüt-
zung von Kindern und Eltern ist demnach nicht nur aus einer indivi-
duellen, sondern auch aus einer gesamtgesellschaftlichen und damit 
gesamtwirtschaftlichen Perspektive von elementarer Bedeutung. 

Hinzu kommt, dass sich Eltern in Deutschland eine größere Einbin-
dung in Kindertageseinrichtungen wünschen – dies zeigen ein-
schlägige Umfragen (z.B. Camehl et al. 2015) - und es einen großen 
ungedeckten Bedarf an Erziehungsberatung und Elternbildung gibt 
(z.B. Lösel 2006; Smolka 2002; Mühling und Smolka 2007; Neu-
mann und Smolka 2016). Die existierenden Familienbildungs- und 
Unterstützungsangebote erreichen viele Familien allerdings nicht. 
Insbesondere Familien mit hohem Unterstützungsbedarf nehmen die 
klassischen Angebote der Familienbildung selten wahr. Kindertages-
einrichtungen sind demnach ein vielversprechender Ansatzpunkt, 
um koordinierende und kompensatorische Angebote in der Familien-
politik zu bündeln, weil sie grundsätzlich eine hohe Erreichbarkeit der 
Eltern gewährleisten.

2	 Zum	Begriff	„Zentren	für	Familien“	siehe	Kapitel	2.
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Vor diesen Hintergründen ist es das Ziel der vorliegenden Studie, 
sich mit Zentren für Familien detaillierter zu befassen und Ansatz-
punkte aufzuzeigen, wie sich Kindertageseinrichtungen auf der 
einen Seite und Familienbildungsangebote auf der anderen Seite zu 
Zentren für Familien weiterentwickeln können. 

Entsprechende Ansätze sollen vor dem Hintergrund von drei unter-
schiedlichen Perspektiven diskutiert werden. 

1.  Landesrechtliche Regelungen und Bildungspläne: Erstens geht 
es um rechtliche und landesweit gültige Richtlinien. Zum einen 
wurden alle Landesgesetze, welche die Aufgaben von Kinder-
tageseinrichtungen auf Landesebene regeln, danach durch-
gesehen, welche Ansatzpunkte dort in Hinblick auf Zentren für 
Familien zu finden sind. Darüber hinaus wurden die Bildungs-
pläne der Länder entsprechend analysiert. Außerdem wurden 
einzelne Verwaltungsrichtlinien bzw. Rechtsverordnungen ge-
sichtet, welche in diesem Kontext von Relevanz waren. 

2.  Nationale Beispiele: Eine zweite Betrachtungsweise beschäftigt 
sich mit Beispielen und Modellvorhaben in Deutschland. Dabei 
werden nur Beispiele vorgestellt, welche wissenschaftlich be-
gleitet wurden.

3.  Internationale Beispiele: Aus einer dritten, internationalen 
Betrachtungsweise heraus werden Beispiele aus dem Ausland 
zusammengetragen und vorgestellt. Hier konzentrieren wir 
uns auf renommierte Beispiele, die wissenschaftlich evaluiert 
wurden. Dabei handelt es sich in diesem Falle fast ausschließ-
lich um Wirkungsanalysen, welche auch aus einer familien- und 
bildungsökonomischen Perspektive höchsten Evaluationsstan-
dards genügen.

Für alle drei Perspektiven stellen wir vorab Merkmale zusammen, 
die für eine Betrachtung von Zentren von Familien von Bedeutung 
sind. Das Merkmalsraster dient als Grundlage für die Sichtung der 
landesrechtlichen Regelungen, Bildungspläne, nationalen und inter-
nationalen Beispiele. Diese Zusammenstellung erfolgt auf der Basis 
einschlägiger sozialwissenschaftlicher Studien. 
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Insgesamt ist es das Ziel dieser Studie, weitere Impulse für die Dis-
kussion über die Weiterentwicklung von Kindertageseinrichtungen 
auf der einen Seite und der Eltern- und Familienbildung auf der ande-
ren Seite hin zu Zentren für Familien zu geben. Es ist die Intention, in 
einer kompakten Darstellung weitere Ansatzpunkte für eine konkrete 
und fundierte Diskussion des Themas zu liefern. Dabei erhebt die 
Studie keinen Anspruch auf Vollständigkeit in dem Sinne, dass alle 
vorhandenen Studien, Beispiele und Ansatzpunkte identifiziert wur-
den. Vielmehr soll sie aus drei Betrachtungsweisen heraus Aspekte 
herausstellen, die es ermöglichen, die Thematik weiterzuentwickeln.  

Außerdem gilt es, bei der Lektüre der Studie folgendes zu beachten: 
Die Studie ist primär aus einer bildungs- und familienökonomischen 
Perspektive verfasst – gleichwohl wurde auch Literatur aus zahl-
reichen anderen sozialwissenschaftlichen Disziplinen verwendet. 
Ferner ist darauf hinzuweisen, dass auch diese Studie vor dem Hin-
tergrund des Zeit- und Kostenrahmens zu bewerten ist, in dem sie er-
stellt wurde: Die Studie wurde in drei Monaten verfasst und kann von 
daher in vielen Aspekten nur einen explorativen Charakter haben. 
Insgesamt waren 1,8 Personenmonate für die Recherchen und ihre 
Zusammenstellung angesetzt.

Die Studie ist wie folgt aufgebaut: Bevor die drei Perspektiven auf 
Basis des Merkmalsrasters systematisch vorgestellt werden, erfolgt 
im folgenden Kapitel eine kurze Begriffsklärung, was in dieser Studie 
unter dem Begriff „Zentren für Familie“ verstanden wird. Außerdem 
werden hier sehr komprimiert die beiden bisherigen Perspektiven 
der Eltern- und Familienbildung und der Kindertagesbetreuung dar-
gestellt. Nach der Darstellung des Merkmalrasters in Kapitel 3 erfolgt 
im vierten Kapitel die Zusammenfassung der Ergebnisse aus der 
Durchsicht der landesrechtlichen Regelungen. Im Kapitel 4 werden 
die ausgewählten Beispiele aus Deutschland skizziert und im Kapitel 
6 internationale Beispiele zusammengefasst. Die Studie schließt mit 
einem Fazit und konkreten Handlungsempfehlungen.
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2  BEGRIFFSKLÄRUNG  
UND HINTERGRÜNDE 

Insbesondere die Institutionen der Kindertagesbetreuung, der Eltern- 
und Familienbildung und des Zentrums für Familie sind im Kontext 
dieser Studie von Bedeutung. Sie werden im Folgenden kurz disku-
tiert.

Kindertagesbetreuung. Folgt man dem gesetzlichen Auftrag der 
Kindertagesbetreuung, so soll sie erstens die Entwicklung von 
Kindern zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit fördern, zweitens die Erziehung und Bildung in der 
Familie unterstützen und ergänzen und drittens Eltern dabei helfen, 
Erwerbstätigkeit und Kindererziehung besser miteinander verein-
baren zu können. Dies regelt auf Bundesebene § 22, Absatz 2 und 
3 des Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG, Sozialgesetzbuch SGB 
VIII). Außerdem sollen die Fachkräfte, dem verfassungsrechtlichen 
Erziehungsvorrang der Eltern entsprechend, nicht nur eng mit den 
Erziehungsberechtigten zusammenarbeiten, sondern nach § 22a des 
KJHGs auch mit anderen kinder- und familienbezogenen Institutionen 
und Initiativen im Gemeinwesen kooperieren, insbesondere solchen 
der Familienbildung und –beratung. Auf Bundesebene gibt es dem-
nach einen gesetzlichen Rahmen, der es ermöglicht, das Regelange-
bot von Kindertageseinrichtungen zu erweitern. 

Ein stetig wachsender Anteil von Kindern nutzt die Kindertages-
betreuung. Im Jahr 2018 besuchen 28 Prozent der Kinder unter drei 
Jahren eine Kindertageseinrichtung und 5 Prozent werden in einer 
Kindertagespflege betreut. Bei den Drei- bis unter Sechsjährigen 
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liegt die Betreuungsquote bei 93 Prozent (Destatis 2018e). Der Be-
darf an Betreuungsplätzen übersteigt jedoch vielerorts weiterhin das 
Angebot und macht einen weiteren Ausbau erforderlich (z.B. Auto-
rengruppe Bildungsberichterstattung 2018). Neben den vielfach be-
kannten Unterschieden in der regionalen Verfügbarkeit von Betreu-
ungsplätzen für unter Dreijährige gibt es in dieser Altersgruppe auch 
große sozioökonomische Unterschiede in der Nutzung. So haben 
sich durch den Ausbau der Kindertagesbetreuung die Nutzungsquo-
ten von unter Dreijährigen, die als sozioökonomisch benachteiligt 
gelten, und anderen Kindern weiter auseinanderentwickelt. Daran 
hat auch der seit 2013 geltende Rechtsanspruch auf einen Platz in 
der Kindertagesbetreuung für alle Kinder ab dem zweiten Lebensjahr 
nichts geändert (Jessen et al. 2018; Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung 2018). Kinder aus bildungsbenachteiligten Familien, 
aus Familien mit einem geringen Einkommen und aus Familien, bei 
denen beide Eltern einen Migrationshintergrund haben, sind in die-
ser Altersgruppe in Kindertageseinrichtungen unterrepräsentiert. Sie 
werden von Kindertageseinrichtungen demnach nicht in dem Umfang 
erreicht wie andere Gruppen.

Für Deutschland liegen zahlreiche Studien vor, welche belegen, 
dass Kindertageseinrichtungen zu einer Steigerung der mütterlichen 
Erwerbstätigkeit und des Erwerbsvolumens beitragen (für einen 
Überblick vgl. z.B. Spieß 2018). Darüber hinaus gibt es wenige Arbei-
ten, die darauf hinweisen, dass die Vereinbarkeit von Familien- und 
Erwerbsarbeit nicht nur von der Quantität, sondern auch der Quali-
tät der Betreuung abhängt (vgl. zusammenfassend z.B. Schober et 
al. 2016). Daneben existieren Arbeiten, welche die Bedeutung von 
Kindertageseinrichtungen für die kindliche Entwicklung untersuchen. 
Bildungsökonomische Arbeiten zu den Effekten der Kindertages-
betreuung sowohl auf der Basis deutscher als auch internationaler 
Daten zeigen, dass besonders Kinder aus sozioökonomisch benach-
teiligten Familien von einer qualitativ guten Kindertagesbetreuung 
profitieren. Insbesondere aus der internationalen Literatur ist jedoch 
bekannt, dass diese Effekte nur dann eintreten, wenn es sich um An-
gebote einer hohen pädagogischen Qualität handelt (vgl. z.B. Spieß 
2018; Schober et al. 2016). Die Bildungsfunktion der Kindertagesbe-
treuung setzt demzufolge eine hohe Qualität voraus.

Familien- und Elternbildung. Nach §16 Absatz 2 des KJHGs soll die 
Familien- und Elternbildung „auf Bedürfnisse und Interessen sowie 
auf Erfahrungen von Familien in unterschiedlichen Lebenslagen und 
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Erziehungssituationen eingehen, die Familie in ihrer Gesundheits-
kompetenz stärken, die Familien zur Mitarbeit in Erziehungseinrich-
tungen und in Formen der Selbst- und Nachbarschaftshilfe besser 
befähigen sowie junge Menschen auf Ehe, Partnerschaft und das 
Zusammenleben mit Kindern vorbereiten“. Es geht also um eine Stär-
kung der Erziehungsverantwortung der Eltern und die Unterstützung 
und Begleitung im Erziehungsalltag. Hierzu steht eine breite Palette 
von Angeboten bereit (z.B. Lösel 2006; Brand et al. 2015). Zum Spek-
trum gehören beispielsweise geburts- und familienvorbereitende 
Kurse, Gruppenangebote für Eltern und Kinder, spezialisierte Bera-
tungsangebote, Selbsthilfeangebote oder Gesundheits- und Ernäh-
rungskurse. Einen deutlichen Zuwachs gab es in den letzten Jahren 
in Deutschland bezüglich der Anzahl der Angebote für Familien ab 
der Schwangerschaft und in den ersten Lebensjahren der Kinder, die 
sogenannten Frühen Hilfen (z.B. Brand et al. 2015). Frühe Hilfen sind 
Unterstützungsangebote, die darauf abzielen, die Entwicklungsmög-
lichkeiten von Kindern und Eltern in Familie und Gesellschaft frühzei-
tig und nachhaltig zu verbessern.

Aus unterschiedlichen Untersuchungen in Deutschland (z.B. Lösel 
2006; Smolka 2002; Mühling und Smolka 2007; Neumann und  
Smolka 2016; Brand et al. 2015) ist bekannt, dass Familien mit  
hohem Unterstützungsbedarf klassische Angebote der Familienbil-
dung seltener wahrnehmen. Angebote der Elternbildung nutzen vor 
allem bildungsnahe Eltern aus mittleren Einkommensgruppen.

Die kausalen Effekte von zielgerichteten Familienangebote sind ins-
besondere im internationalen Kontext umfassender erforscht worden 
(für einen Überblick vgl. z.B. Peacock et al. 2013; Avellar und Supplee 
2013). Untersucht wurden neben den Auswirkungen auf kindbezoge-
ne Maße wie beispielsweise die kognitiven und sozio-emotionalen 
Fähigkeiten der Kinder auch Wirkungen auf elternbezogene Maße wie 
Erziehungskompetenzen, Erwerbsmerkmale und Gesundheit.  
Die Ergebnisse unterscheiden sich je nach Angebot und Zielgruppe, 
die meisten Studien finden geringe positive Effekte. Meta-Analysen 
(z.B. Layzer et al. 2001; Sweet und Appelbaum 2004; Lösel und Runkel 
2012) zeigen, dass diese besonders ausgeprägt sind, wenn Eltern 
und Kinder gemeinsam gefördert werden. Weniger effektiv sind uni-
verselle bzw. offene Angebote (z.B. Layzer et al. 2001). Für Deutsch-
land gibt es nur wenige Studien (z.B. Sandner et al. 2018; Heinrichs 
et al. 2014) zu den Wirkungen entsprechender Angebote im Sinne  
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kausalanalytischer Evidenz, d.h. im Sinne von Wirkungsstudien, 
welche Effekte bei Kindern und Müttern allein auf die Programmteil-
nahme zurückführen können.

Zentren für Familie. Mit Zentren für Familien werden in dieser Studie 
Einrichtungen (im Einzelfall Programme) bezeichnet, welche darauf 
abzielen, Leistungen der Kindertagesbetreuung gezielt mit eltern- 
und familienorientierten Angeboten und Dienstleistungen im sozia-
len Nahraum zu verknüpfen. Dabei kann es darum gehen, eine Ver-
bindung mit bereits existierenden Angeboten zu schaffen oder neue 
Unterstützungsleistungen an die Einrichtungen anzugliedern.3 

Auf der Grundlage bisheriger Ansätze (vgl. z.B. Diller 2006; Peu-
cker und Riedel 2004; Diller et al. 2008; Bertram et al. 2002) sind 
unterschiedliche Modelle von Zentren für Familien festzumachen. 
So können erstens familienorientierte Angebote anderer Institu-
tionen in der Kindertageseinrichtung fallbezogen, präventiv oder 
situativ integriert werden und eigenständig oder in gemeinsamer 
Verantwortung mit anderen organisiert werden. Zweitens können 
sich mehrere Einrichtungen in unterschiedlicher Trägerschaft auf ein 
gemeinsames, kooperatives Rahmenkonzept verständigen, das die 
unterschiedlichen Angebotssegmente der Einrichtungen integriert. 
Die Angebote müssen dabei nicht zwangsläufig in der Kindertages-
einrichtung stattfinden, vielmehr übernimmt die Kindertageseinrich-
tung eine Vermittlungsfunktion und bildet den „Knotenpunkt“ eines 
familienunterstützenden Netzwerkes im sozialen Nahraum. In einem 
dritten Modell sind die Angebote vollständig integriert und finden an 
einem Standort unter einer gemeinsamen Managementstruktur statt. 
Darüber hinaus ist eine Vielzahl weiterer Möglichkeiten der Integra-
tion und Kooperation möglich.

3	 Dabei	grenzen	sich	Zentren	für	Familien	von	Mehrgenerationenhäusern	ab,	welche	den	
Fokus	nicht	auf	familienspezifische	Unterstützungsangeboten	haben,	sondern	darauf,	
eine	Begegnung	zwischen	den	Generationen	zu	ermöglichen	und	familienergänzende	
Angebote durchzuführen (z.B. Rauschenbach 2008). 
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3  MERKMALE VON  
ZENTREN FÜR FAMILIEN

Eine Weiterentwicklung von Kindertageseinrichtungen hin zu Zent-
ren für Familien kann vor dem Hintergrund vielfältiger Überlegungen 
und Zielvorstellungen erfolgen4. Dabei sind aus einer bildungs- und 
familienökonomischen Perspektive und vor dem Hintergrund der 
spezifischen Rahmenbedingungen in Deutschland mindestens zehn 
Merkmale relevant. Sie können als ein Ansatzpunkt für eine vertiefte 
Diskussion dieser Zentren dienen. Allerdings sind sie keinesfalls 
als ein statisches Merkmalsraster zu verstehen, sondern auch sie 
bedürfen einer Weiterentwicklung und Anpassung an neue gesell-
schaftliche Entwicklungen und wissenschaftliche Erkenntnisse. Wie 
eingangs bemerkt erfolgt die Zusammenstellung dieser Merkmale 
auf der Basis eigener Vorarbeiten (z.B. Spieß 2009) und einer Viel-
zahl sozialwissenschaftlicher Studien, welche sich mit Zentren von 
Familie im weiteren Sinne auseinandersetzen. 

1 Systematische Bedarfsorientierung: Zentren für Familien 
sollten aufbauend auf der Analyse der Bedarfe von Familien ihr 
Leistungsspektrum entwickeln (vgl. z.B. Rauschenbach 2008). Eine 
solche Bedarfsorientierung und damit auch ein passgenauer Zu-
schnitt der Angebote erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass die An-
gebote angenommen werden (für Angebote der Familienbildung vgl. 
z.B. Smolka 2002). Im Hinblick auf die Bedarfe der Zielgruppen wird 
häufig zwischen kompensatorischen und koordinierten Leistungen 
unterschieden (z.B. Spieß 2009). Sie richten sich an zwei divergente 

4	 Für	eine	ökonomische	Perspektive	zu	einer	entsprechenden	Weiterentwicklung	von	
Kindertageseinrichtungen	in	diese	Richtung,	vgl.	auch	z.B.	Spieß	(2010,	2012).	
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Zielgruppen mit unterschiedlichen Bedarfen. Kompensatorische 
Angebote haben zum Ziel, sozioökonomisch benachteiligte Familien 
zu fördern und zu unterstützen, um damit bestehende Unterschiede 
auszugleichen und zukünftige Teilhabechancen am gesellschaft-
lichen Leben herzustellen (z.B. Currie 2001; Karoly 1998). Sie fokus-
sieren beispielsweise die hohe Anzahl von Kindern, die in armuts-
gefährdeten oder einkommensarmen Familien aufwachsen. Auch die 
gestiegene kulturelle Vielfalt in Deutschland erfordert kompensatori-
sche Angebote, insbesondere im Hinblick auf den Spracherwerb der 
Kinder und Eltern. Auf der anderen Seite wächst auch die Nachfrage 
nach koordinierten Angeboten. Koordinierte Angebote entlasten 
die Eltern bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf und können 
strukturellen Zeitproblemen und erhöhten Koordinierungsanforde-
rungen von Familien begegnen (z.B. BMFSFJ 2006, 2012). Sie um-
fassen beispielsweise flexible Betreuungszeiten – auch während der 
Randzeiten – Vermittlung von Hol- und Bring-Diensten sowie kurz-
fristige Notfallbetreuungen für die Kinder und ihre Geschwister. Ein 
vielfach als ganzheitlich bezeichneter Ansatz bezieht darüber hinaus 
die Bedarfe erweiterten Familien, über die Kernfamilie hinaus, mit 
ein. Dazu gehören auch getrenntlebende Elternteile, Großeltern und 
ältere Geschwisterkinder. Eine systematische Bedarfsplanung sollte 
zum einen auf kommunaler Ebene angesiedelt sein und zum anderen 
von den Einrichtungen selbst betrieben werden.

2 Stetiger Sozialraumbezug: Der Bezug zum sozialen Nah-
raum stellt für die Zentren für Familien ein zentrales Merkmal dar, das 
diese Einrichtungen fortwährend einhalten sollten. Dies betrifft zum 
einen den Bezug zu den Bedarfen der Familien im sozialen Nahraum 
und zum anderen den Bezug zu den familiennahen Angeboten im 
sozialen Nahraum. Durch einen effektiven Sozialraumbezug können 
unterschiedliche Spezifika des Umfeldes von Zentren für Familien, 
wie z.B. die Zusammensetzung der Bevölkerung als auch das wirt-
schaftliche Umfeld, berücksichtigt werden. Darüber hinaus kann 
aber auch das Zentrum selbst aktiv an der Gestaltung des sozialen 
Nahraums mitwirken, was wiederum Familien zu Gute kommen kann 
(z.B. OECD 2006; Ceballo und McLoyd 2002).

3  Institutionelle Vernetzungen: Durch verbindliche Koope-
rationen und Einbindung von bereits vorhandenen Ressourcen und 
Angeboten zur Unterstützung, Beratung und Bildung von Kindern und 
Familien können ganzheitliche, flexible und institutionsübergreifen-
de Hilfeformen entstehen (z.B. Textor 2008; Diller et al. 2008; Engel-
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hardt 2016). Eine Verknüpfung unterschiedlicher Angebote schafft 
zusätzliche Ressourcen und kann teure Parallelstrukturen vermei-
den. Die konkrete Ausgestaltung institutioneller Vernetzung kann in 
vielen Formen und Varianten erfolgen (z.B. Diller 2006). Zentren für 
Familie können entweder Leistungen selbst anbieten oder diese in 
Kooperation mit anderen Anbietern zur Verfügung stellen, Eltern über 
vorhandene Angebote informieren oder sie an andere Einrichtungen 
weitervermitteln. Hilfreich ist es, dass Kooperationsstrukturen ver-
bindlich,  d.h. zum Beispiel vertraglich festgehalten und nachhaltig 
sind. Darüber hinaus muss es auch darum gehen, dass andere Part-
ner auf die Angebote der Zentren für Familien aufmerksam machen, 
um frühzeitig Familien an diese Angebote heranzuführen.

4 Niedrigschwelliger Zugang: Ein niedrigschwelliger Zugang 
durch offene Angebote und Treffmöglichkeiten sollte es ermöglichen, 
grundsätzlich alle Kinder und ihre Familien einzubeziehen (z.B. Har-
tung et al. 2010). Dabei muss es auf der einen Seite darum gehen, 
auch Familien, welche bisher in Kindertageseinrichtungen unterre-
präsentiert sind (z.B. Jessen et al. 2018; Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung 2018), zu adressieren. Auf der anderen Seite sollten 
die Angebote für alle Familien attraktiv sein, auch um eine Stigma-
tisierung zu verhindern. Die Angebote sollten leicht in den Alltag 
integrierbar sein und ohne großen zusätzlichen Aufwand in Anspruch 
genommen werden können. Die Kosten sollten so ausgestaltet sein, 
dass allen Familien eine Inanspruchnahme möglich ist. 

5 Gezielte Elterneinbindung: Es ist per se ein Ziel von Zentren 
von Familien, sich an Kindern und Eltern zu orientieren. Eine gezielte 
Elterneinbindung sollte darüber hinaus sicherstellen, dass Eltern 
auch an der Gestaltung der Angebote und deren Weiterentwicklung 
beteiligt werden. Eine notwendige Bedingung für die erfolgreiche 
Arbeit der Zentren für Familien ist eine kontinuierliche Kommuni-
kation zwischen den Fachkräften im Zentrum und den Eltern sowie 
eine Einbindung und Mitbestimmungsmöglichkeiten der Eltern bei 
strukturellen Entscheidungen des Zentrums (z.B. Betz 2015). Dieses 
Merkmal ist insbesondere auch vor dem Hintergrund zu sehen, dass 
sich Eltern eine größere Mitwirkung in Kindertageseinrichtungen 
wünschen (vgl. z. B. Camehl et al. 2015).

6 Hohe Qualität: Die Wirkungen von frühkindlichen Bildungs-, 
Betreuungs- und Beratungsleistungen hängen stark von der Qualität 
der Angebote ab.  Anders formuliert ist eine sehr gute pädagogische 
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Qualität die zentrale Voraussetzung für positive Wirkungen auf die 
kindliche Entwicklung (vgl. z.B. Anders 2013), aber auch für eine 
gelungene Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsarbeit (vgl. zu-
sammenfassend z.B. Schober et al. 2016). Die Weiterentwicklung zu 
einem Zentrum für Familien muss deshalb immer auch die Weiterent-
wicklung der pädagogischen Qualität miteinbeziehen. Darüber hin-
aus ist aber auch eine hohe Qualität anderer Leistungen, wie z.B. der 
Beratungsleistungen für Eltern, von zentraler Bedeutung, wenn die 
Potenziale eines familienorientierten Ansatzes ausgeschöpft werden 
sollen. Eine kontinuierliche Qualitätssicherung sollte ein zentrales 
Steuerungsinstrument für Zentren für Familien sein (z.B. OECD 2015). 

7 Adäquate Fachkräfteaus- und weiterbildung: Den Fachkräf-
ten in Zentren von Familien kommt – wie auch in anderen Kontexten 
(z.B. OECD 2012, 2006) - eine Schlüsselrolle zu, sowohl bei der 
Weiterentwicklung zu einem entsprechenden Zentrum für Familie 
als auch bei der Zentrumsarbeit selbst. Die Fachkräfte sollten durch 
geeignete Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen auf diese Aufgaben 
vorbereitet werden. Je nach Ausgestaltung des Zentrums gehören zu 
den zusätzlichen Aufgaben von pädagogischen Fachkräften und der 
Leitungskräfte beispielsweise die Durchführung von Bedarfsanaly-
sen und Sozialraumanalysen, Vernetzungs- und Koordinierungsauf-
gaben sowie die Verantwortung von Planung und Organisation von 
Bildungsangeboten für die Familien. Auch die verstärkte Zusammen-
arbeit und Beratung von Eltern bedarf adäquater Aus- und Weiterbil-
dungen. Insbesondere Schulungen im Umgang mit teilweise schwer 
erreichbaren Familien sind von großer Bedeutung.

8 Nachhaltige Finanzierung: Eine nachhaltige Finanzierung der 
Zentrumsarbeit ist für eine effiziente und effektive Arbeit der Zentren 
für Familien essentiell. Von daher sind für die Zentren länger- bis 
langfristige Finanzierungszusagen notwendig.  Eine Finanzierung der 
Zentren als Modellprojekte sollte nicht die Regel sein. Fragen der 
nachhaltigen Finanzierung sind aber auch damit verbunden, welche 
Gebietskörperschaften sich an der Finanzierung der Zentren beteili-
gen. Da letztlich alle Gebietskörperschaften, Kommunen, Länder und 
der Bund von entsprechenden Zentren profitieren, sollten sich alle 
an einer entsprechenden Finanzierung beteiligen, die es nachhaltig 
und verbindlich festzulegen gilt (vgl. z.B. Bertram et al. 2012; Sell 
2008).
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9 Institutionalisierte Weiterentwicklung: Zentren für Familien 
sollten keinesfalls statische Einrichtungen sein, sondern sich an 
gesellschaftliche und institutionelle Veränderungen anpassen. Dies 
betrifft Veränderungen im sozialen Nahraum, gesamtgesellschaft-
liche Veränderungen sowie neue wissenschaftliche Erkenntnisse zur 
effektiven Begleitung von Kindern, Eltern und Familien. Eine Weiter-
entwicklung, welche auf institutioneller Ebene verankert ist, zum 
Beispiel der Kommune, kann gewährleisten, dass entsprechende 
Weiterentwicklungen auch budgetär abgesichert werden.

10 Neutrale Evaluierung: Eine systematische Evaluierung der 
Arbeit der Zentren für Familie basiert auf einer kontinuierlichen 
Sammlung von qualitativen und quantitativen Informationen der Ein-
richtungen und der Familien (z.B. OECD 2015). Dabei ist eine neutrale 
Evaluation ein elementarer Bestandteil einer effektiven und effizien-
ten Weiterentwicklung. Entsprechend müssen Evaluationen von ex-
ternen Akteuren durchgeführt werden. Sie sollten die Grundlage für 
eine institutionalisierte Weiterentwicklung und auch eine Förderung 
der Zentren sein.
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4  LANDESRECHTLICHE  
REGELUNGEN  
UND BILDUNGSPLÄNE

Nachdem in Kapitel 2 auf die bundesweite Rahmengesetzgebung für 
Kindertageseinrichtungen und deren Weiterentwicklung hingewiesen 
wurde, wird in diesem Kapitel aus einer landesrechtlichen Perspek-
tive das Thema „Zentren für Familie“ betrachtet. Zunächst geht es 
darum darzustellen, welche Regelungen und Hinweise in einschlägi-
gen Landesgesetzen zu finden sind, die für eine Weiterentwicklung 
zu Zentren für Familie relevant bzw. in Hinblick auf eine Diskussion 
derselben von Bedeutung sind.  

LANDESRECHTLICHE REGELUNGEN 

Die Ausführungsgesetze der Bundesländer, im Folgenden als 
Kita-Gesetze bezeichnet, konkretisieren den Inhalt und Umfang der 
im KJHG geregelten bundesweiten Aufgaben und Leistungen von 
Kindertageseinrichtungen. Diese Gesetze werden durch Rechtsver-
ordnungen und Verwaltungsvorschriften der Länder ergänzt. Auf kom-
munaler Ebene konkretisieren und erweitern Satzungen und andere 
Regelungen die gesetzlichen Vorgaben des Bundes und der Länder.5 

5	 Die	Rechtsverordnungen,	Verwaltungsvorschriften	und	kommunalen	Regelungen	wer-
den	–	auch	vor	dem	Hintergrund	des	begrenzten	zeitlichen	Rahmens	–	in	dieser	Studie	
nicht	oder	nur	sehr	kurz	thematisiert.
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In Tabelle A-1 im online Appendix6 werden die Kita-Gesetze der Län-
der und des Bundes anhand der erarbeiteten Merkmalsliste systema-
tisiert. In diesem Kapitel wird das Ergebnis dieser Systematisierung 
an Hand der unterschiedlichen Merkmale kurz zusammengefasst.7 

Zunächst ist ersichtlich, dass die Länder in Hinblick auf die meisten 
eingangs dargestellten Merkmale Vorgaben machen. Der landesgesetz-
liche Auftrag bleibt jedoch meist sehr vage und geht teilweise nicht 
über die auf Bundesebene gesetzlich festgesetzten Aufgaben hinaus. 
Nordrhein-Westfalen ist das einzige Bundesland, das Zentren für Fami-
lien (in Nordrhein-Westfalen als Familienzentren bezeichnet) explizit 
adressiert und konkrete Anforderungen an diese Zentren stellt, die 
über das Regelangebot der Kindertageseinrichtungen hinausgehen. 

Unabhängig davon ist in allen Landesgesetzen die Zusammenarbeit 
zwischen Elternhaus und Kindertageseinrichtungen gesetzlich veran-
kert. Kindertageseinrichtungen haben den Auftrag, die Erziehung (und 
Bildung) in der Familie zu ergänzen und zu unterstützen. Pädagogische 
Fachkräfte sollen in vielen Bundesländern mit den Erziehungsberech-
tigten partnerschaftlich zusammenarbeiten und den regelmäßigen 
Austausch suchen. Zudem haben die Eltern in vielen Bundesländern 
einen Anspruch auf (jährliche) Einzelgespräche über die Entwicklungs-
prozesse, Interessen und geplanten Maßnahmen zur Förderung ihrer 
Kinder. Diese Gespräche sollen dabei überwiegend auf regelmäßigen 
Beobachtungen und Dokumentation der Entwicklungs- und Bildungs-
prozesse der Kinder aufbauen. Die Belange der Familie werden dabei 
mehrheitlich nicht explizit adressiert und entsprechend ist eine 
Ausweitung der Gespräche und Dokumentationsverfahren auf die 
Belange und Situation der Familie als Ganzes nicht vorgesehen. Teil-
weise beschränkt sich die Elterneinbindung auch nur auf Mitbestim-
mungsrechte oder die Beteiligung an wesentlichen Entscheidungen 
der Einrichtung (z.B. das pädagogische Konzept, Öffnungszeiten oder 
Gruppengrößen) durch Elternversammlungen oder gewählte Vertreter-
Innen (z.B. Eltern(bei)rat, Elternausschuss).8

6	 Der	online	Appendix	mit	den	Tabellen	A-1,	A-2	und	A-3	kann	auf	der	Homepage	
der	Heinz	und	Heider	Dürr	Stiftung	(www.heinzundheideduerrstiftung.de)	und	der	
Homepage	der	Abteilung	Bildung	und	Familie	des	DIW	Berlin	(www.diw.de/de/
diw_01.c.377336.de)	heruntergeladen	werden.

7	 Die	Reihenfolge	in	der	die	Merkmale	diskutiert	werden	unterscheidet	sich	von	der	in	
Tabelle	A-1.

8	 Elternversammlungen	sollen	darüber	hinaus	in	Mecklenburg-Vorpommern	oder	Nord-
rhein-Westfalen	dafür	genutzt	werden,	die	Bildungs-	und	Erziehungskompetenzen	zu	
stärken.	In	Baden-Württemberg	soll	der	Elternbeirat	den	Kontakt	zum	Elternhaus	auf-
bauen.
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In Hinblick auf die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen finden 
sich in den Gesetzen die folgenden Regelungen. Wie im KJHG fest-
geschrieben, greifen die Landesgesetze (außer Baden-Württemberg 
und Hessen) die Zusammenarbeit mit (Grund-)schulen auf und 
konkretisieren diese teilweise.9 Zur Prävention und Früherkennung 
möglicher Kindesvernachlässigungen und Kindesmisshandlungen 
schreibt die Mehrheit der Kita-Gesetze die Zusammenarbeit mit Ein-
richtungen und sozialen Diensten der sonstigen Kinder- und Jugend-
hilfe (wie z.B. den Jugendämtern) vor. Ferner haben Einrichtungen in 
mehr als der Hälfte aller Bundesländer die Aufgabe, sich mit anderen 
Einrichtungen und Diensten im Sozialraum abzustimmen und Ko-
operationen mit Einrichtungen der Familienbildung und Erziehungs-
beratung sowie Gesundheitsstellen aufzubauen. Allerdings bleiben 
die Gesetze hier sehr unspezifisch. In Nordrhein-Westfalen haben 
die Familienzentren den zusätzlichen gesetzlichen Auftrag, mit der 
Kindertagespflege Kooperationsvereinbarungen zu schließen. Dies 
betrifft beispielsweise Aspekte der Vermittlung, des Informationsaus-
tauschs oder gemeinsame Fortbildungen und Veranstaltungen. 

Ein niedrigschwelliger Zugang für alle Kinder und ihre Familien im 
sozialen Nahraum ist in keinem Landesgesetz explizit adressiert. 
Für Kinder und ihre Familien, die (noch) keine Kindertageseinrich-
tung oder Kindertagespflege besuchen, gibt es keine gesetzlichen 
Regelungen, z.B. um diese an die Einrichtung „heranzuführen“. Auch 
eine explizite Sozialraumorientierung wird nur in wenigen Landesge-
setzen thematisiert. 

Im Hinblick auf eine systematische Bedarfsorientierung schreiben 
die Kita-Gesetze der Länder vor, die Bedürfnisse der Kinder und ihrer 
Familien zu berücksichtigen. Dies wird allerdings nur in Hinblick auf 
die Anzahl der verfügbaren Plätze und im Hinblick auf die Öffnungs-
zeiten konkretisiert.10 Eine Betreuung außerhalb der üblichen 
Öffnungszeiten ist beispielsweise von Niedersachsen („Früh- und 
Spätdienste“), Berlin („erweiterte Ganztagsförderung“) oder den 
Familienzentren in Nordrhein-Westfalen („Betreuung […] außerhalb 
üblicher Öffnungszeiten […] gewährleisten oder vermitteln“) vorgese-
hen. In einigen Bundesländern ist die Anzahl der Schießtage im Jahr 
gesetzlich begrenzt. 

9	 Die	Zusammenarbeit	soll	dabei	je	nach	Bundesland	den	Austausch	von	Dokumentatio-
nen	und	Beobachtungsmaterial	über	die	kindliche	Entwicklung,	gemeinsame	Veranstal-
tungen,	Fortbildungen	oder	gegenseitige	Hospitationen	umfassen.

10	 In	kommunaler	Abstimmung	sollen	diesbezüglich	Bedarfspläne	erstellt	werden,	die	in	
einigen	Bundesländern	regelmäßig	fortzuschreiben	sind.	
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Darüber hinaus beauftragt ein Großteil der Länder die Träger damit, 
(zahn-)ärztliche Vorsorgeuntersuchungen in der Einrichtung durch-
zuführen und in einigen Fällen eine Beratung der Eltern zu Themen 
der Gesundheitsvorsorge anzubieten (z.B. in Hamburg und Berlin) 
sowie gesundheitliche Hilfen bei Bedarf zu vermitteln (z.B. in Nord-
rhein-Westfalen). In einigen Bundesländern (z.B. Thüringen, Nord-
rhein-Westfalen) ist es zudem Aufgabe der Tageseinrichtung, den 
Eltern Informationen über bestehende Angebote der Familienbildung 
und -beratung oder weitere Fördermöglichkeiten bereitzustellen. Des 
Weiteren ist die explizite Förderung des Spracherwerbs von Kindern 
in vielen Landesgesetzen verankert, teilweise basierend auf (stan-
dardisierten) Sprachstandserhebungen. Eine Förderung des Sprach-
erwerbs der Eltern ist dagegen nicht gesetzlich festgeschrieben. Nur 
in Bayern haben Kindertageseinrichtungen den Auftrag, die Integra-
tionsbereitschaft von Familien mit Migrationshintergrund zu fördern. 

Es lassen sich in einigen Landes-Kita-Gesetzen demnach Ansätze 
finden, die über das Regelangebot von Kindertageseinrichtung i.e.S. 
hinausgehen. Ein vielfältiges Leistungsangebot im Sinne vielfäl-
tiger familiennaher Leistungen ist allerdings - mit Ausnahme der 
Familienzentren in Nordrhein-Westfalen – in keinem Bundesland in 
den Kita-Gesetzen verankert. Dementsprechend finden sich auch in 
Hinblick auf erforderliche Zusatzqualifikationen bzw. entsprechende 
Fort- und Weiterbildungen der pädagogischen Fachkräfte keine An-
gaben in den Gesetzen.

In einigen Landesgesetzen sind Regelungen zu finden, die Träger 
oder Einrichtungen damit beauftragen, im Rahmen der Qualitätssi-
cherung pädagogische Konzepte zu erarbeiten und diese ihrer Arbeit 
zugrunde zu legen.11 Beispielsweise in Berlin sollen diese Konzepte 
Angaben zum Sozialraumbezug, in Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen-Anhalt zur Zusammenarbeit mit Einrichtungen der Familien-
bildung und -beratung und in Nordrhein-Westfalen zur Erziehungs- 
und Bildungspartnerschaft machen.

Obwohl einige Landesgesetze eine Weiterentwicklung der Kinder-
tageseinrichtungen fordern, wird diese bei der Finanzierung der 
Einrichtungen nicht berücksichtigt. Insgesamt sehen die Landesge-
setze keine zusätzliche spezifische finanzielle Förderung vor, wenn 
Einrichtungen ihr Aufgabenspektrum erweitern. Eine Ausnahme ist 
hier Nordrhein-Westfalen, das eine zusätzliche finanzielle Förderung 

11	 Analoge	Regelungen	finden	sich	auch	auf	nationaler	Ebene	im	KJHG.
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der Familienzentren im Landesgesetz verankert. In wenigen Bundes-
ländern ist die Freistellung der Fachkräfte oder Leitungsebene für 
Elternarbeit und Kooperationsaufgaben vorgeschrieben, was einer 
impliziten finanziellen Förderung der Elternarbeit entspricht. 

Obwohl es in einigen Bundesländern Förderprogramme zur sys-
tematischen Weiterentwicklung von Kindertageseinrichtungen zu 
Zentren für Familien gibt (siehe Kapitel 5), erfolgt eine entsprechende 
Finanzierung in der Regel meist als Modellprojekt. Dies wird i.d.R. in 
Rechtsverordnungen oder Verwaltungsvorschriften für einen be-
grenzten Zeitraum festgeschrieben. Entsprechende Ansätze exis-
tieren beispielsweise in Baden-Württemberg, Schleswig-Holstein, 
Bayern, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen. 

BILDUNGSPLÄNE

Neben den Landesgesetzen wurden in dieser Studie darüber hinaus 
die Bildungspläne der Länder danach durchgesehen, ob dort ent-
sprechende Hinweise zu Zentren für Familien zu finden sind.  
Die Ergebnisse dieser Durchsicht werden im Folgenden zusammen-
gefasst. Die Recherche basiert auf den jeweils aktuellsten Bildungs-
plänen der Länder (Stand 11.10.2018). Auf eine tabellarische Zu-
sammenstellung der Ergebnisse wird aufgrund des Umfangs der 
Bildungspläne und der damit verbundenen Inhalte verzichtet.

Jedes Bundesland hat zwischen 2002 und 2006 erstmalig einen Bil-
dungsplan12 für die Kindertagesbetreuung vorgelegt (KMK 2004), der 
in den folgenden Jahren in einigen Bundesländern fortgeschrieben 
und erweitert wurde. Die Bildungspläne der Bundesländer konkreti-
sieren den Bildungsbegriff und beschreiben den Bildungsauftrag der 
Kindertagesbetreuung. Sie haben den Anspruch, Fachkräften und 
Eltern Orientierung und Transparenz zu bieten sowie Impulse für die 
Weiterentwicklung zu setzen. Die Bildungspläne unterscheiden sich 
zum Teil deutlich zwischen den Bundesländern, sowohl im Hinblick 
auf die konkrete Ausgestaltung der Inhalte als auch in Bezug auf  
 
12	 Der	Begriff	Bildungsplan	wird	im	Folgenden	als	Sammelbegriff	für	alle	normativen	Pläne	

der	Bundesländer	zur	inhaltlichen	Ausgestaltung	der	Arbeit	in	der	Kindertagesbetreuung	
verwendet.	Je	nach	Bundesland	wird	von	„Empfehlung“	(Hamburg,	Rheinland-Pfalz),	
„Leitlinien“	(Schleswig-Holstein),	„Grundsatz“	(Brandenburg,	Nordrhein-Westfalen),	
„Konzeption“	(Mecklenburg-Vorpommern),	„Programm“	(Sachsen,	Berlin,	Saarland,	
Sachsen-Anhalt)	oder	„Plan“	(Thüringen,	Bayern,	Bremen,	Hessen,	Niedersachsen,	
Baden-Württemberg)	gesprochen.
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deren Verbindlichkeit, den Geltungsbereich und die Altersgruppe  
der Kinder. Nur wenige Bundesländer legen gesetzlich fest, dass die 
Bildungspläne verbindlich für die Arbeit in der Kindertageseinrich-
tung sind, einzelne Bundesländer verbinden die Berücksichtigung 
des Bildungsplans mit einer zusätzlichen finanziellen Förderung der 
Einrichtungen oder empfehlen eine Orientierung daran.13 

Bemerkenswert ist, dass einige Bildungspläne die Ideen von Zentren 
für Familien durchaus explizit aufgreifen oder eine entsprechende 
Weiterentwicklung von Kindertageseinrichtungen zu entsprechen-
den Zentren anregen. Beispielsweise beinhalten die Pläne von 
Baden-Württemberg, Bayern, Rheinland-Pfalz oder Hessen eine 
Weiterentwicklung „anhand von sozialraumorientierten Konzepten zu 
Nachbarschaftszentren“, „Begegnungsstätten“ bzw. „Familienhäu-
sern“. Auch andere Bildungspläne adressieren die Aufgabenauswei-
tung von Kindertageseinrichtungen hin zu entsprechenden Zentren. 
Es sollen entsprechende Vernetzungen und Kooperationsstrukturen 
aufgebaut werden, was entweder als Aufgabe der Leitung, der päda-
gogischen Fachkräfte oder der Träger verstanden wird. Die aufgeführ-
ten potentiellen Kooperationspartner umfassen neben Schulen und 
den klassischen Familienbildungs- und Beratungsanbietern auch 
solche der beruflichen Weiterbildung (z.B. Deutschkurse für Eltern, 
Veranstaltungen von Volkshochschulen). Unterschieden wird bei-
spielsweise im Bildungsplan von Sachsen zwischen professionellen 
Kooperationspartnern (z.B. Familienhebammen, Familienbildungs-
stätten, Jugendämter, Schulen, Tagespflege) und Servicepartnern 
(z.B. Physiotherapeuten, Sportvereine). 

Der niedrigschwellige Zugang über Kindertageseinrichtungen zu 
diesen Diensten und die große soziale Reichweite werden in einigen 
Bildungsplänen als großer Vorteil einer Weiterentwicklung von Kinder-
tageseinrichtung thematisiert. Durch „offene Türen, die Schaffung von 
Treffmöglichkeiten für Eltern“ (Rheinland-Pfalz) kann Eltern geholfen 
werden, „sich aus sozialer Isolierung zu lösen und Familienfreund-
schaften und -kontakte zu knüpfen“ (Niedersachsen). Im Hinblick auf  
die Bedarfsorientierung gehen die Pläne demnach weg von bloßen  
 
13	 Die	Kindertageseinrichtungen	haben	-	anders	als	das	Schulwesen	-	keinen	von	dem	

Willen	der	Eltern	unabhängigen	Bildungs-	und	Erziehungsauftrag,	sondern	bekommen	
durch	den	Betreuungsvertrag	mit	den	Eltern	einen	Erziehungsauftrag	übertragen.	
Dadurch	kann	der	Staat	die	Erfüllung	eines	bestimmten	Bildungs-	und	Erziehungsauf-
trag	nicht	verlangen.	Gesetzlich	ist	es	lediglich	möglich,	die	Gewährung	von	öffentlichen	
Zuschüssen	an	die	Erfüllung	bestimmter	Aufgaben	zu	koppeln	(z.B.	Diskowski	2009	und	
Roßbach	und	Spieß	im	Erscheinen).
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Regelungen in Hinblick auf Platzkontingente und Betreuungsumfänge  
hin zu einer Bedarfsorientierung, welche die Bedürfnisse von Fami-
lien auch in Hinblick auf zusätzliche familiennahe Leistungen erwei-
tert. Die Bedarfe bzw. Wünsche der Familien sollen dabei – so einige 
Bildungspläne - differenziert und systematisch erfasst werden. So 
fordert zum Beispiel der Bildungsplan von Bayern das „Erfassen von 
Wünschen, Bedürfnissen, Einschätzungen und Rückmeldungen der 
Eltern durch eine regelmäßige Befragung“.

Im Gegensatz zu den Landesgesetzen wird die Bedeutung eines so-
zialraumbezogenen Ansatzes in vielen Bildungsplänen umfassender 
erörtert und die gesamtgesellschaftliche Bedeutung der Kindertages-
einrichtung für den Sozialraum unterstrichen. So heißt es beispiels-
weise im Bildungsplan von Schleswig-Holstein, dass Kindertagesein-
richtungen dazu beitragen können, „dass Nachbarschaftshilfe und 
ein soziales Miteinander entstehen“. 

Die Familie wird in vielen Bildungsplänen als erster und wichtigster 
Bildungsort der Kinder betrachtet. Das Konzept der Erziehungs- und 
Bildungspartnerschaft ist in den 16 Bildungsplänen sehr verbreitet 
und wird meist als eigenständiges (Unter-)kapitel behandelt. Die 
spezifische Ausprägung und Ausgestaltung des partnerschaftlichen 
Verhältnisses zwischen Institutionen und Eltern bleibt jedoch auch in 
den Bildungsplänen der Länder meist vage (vgl. hierzu z.B. auch Betz 
et al. 2017). In mehreren Bildungsplänen wird eine Erweiterung des 
Adressatenkreises von Kindertageseinrichtung über die Kernfamilie 
hinaus festgelegt und eine stärkere Einbindung von Vätern gefordert.

Damit gehen viele Bildungspläne im Hinblick auf die Integration von 
Familien in Kindertageseinrichtung deutlich über die landesgesetzli-
chen Regelungen hinaus und setzen diesbezüglich wichtige Impulse 
für die Entwicklung von Kindertageseinrichtungen hin zu Zentren für 
Familien. Allerdings sind auch hier große regionale Unterschiede 
festzustellen. 





29

5  NATIONALE BEISPIELE 

Im folgenden Kapitel wird eine zweite Betrachtungsweise auf Zen-
tren für Familien eingenommen, indem anhand von Beispielen 
Ansatzpunkte für solche Zentren entlang der eingangs dargestellten 
Merkmale zusammenfassend dargestellt werden. Dabei ist noch-
mals zu betonen, dass diese Zusammenfassung kein Anspruch auf 
Vollständigkeit erhebt, sondern eher einen explorativen Charakter 
hat. Bei der Auswahl der Beispiele haben wir uns auf solche Projekte 
beschränkt, die wissenschaftlich begleitet wurden. Es existieren be-
reits bundesweite Bestandsaufnahme von „Häusern für Kinder und 
Familien“, wie z.B. von Peucker und Riedel (2004) oder Zusammen-
stellungen von Angeboten im Elternbildungsbereich (vgl. z.B. Lösel 
2006). Zu beachten ist allerdings, dass diese bundesweiten Be-
standsaufnahmen sich auf die Jahre vor dem Ausbau entsprechender 
Angebote beziehen und sich seitdem vieles verändert hat. Darüber 
hinaus haben wir sehr spezifische Ansätze einzelner Einrichtungen 
in Kästen gesondert aufgeführt. Ein tabellarischer Überblick über die 
ausgewählten Beispiele befindet sich in der Tabelle A-2 im Anhang. 

Mittlerweile existieren in vielen Bundesländern Landesprogramme 
und eine Vielzahl kommunaler Modellprojekte, die beispielhaft für 
Zentren für Familien aufgeführt werden können. Die wissenschaft-
liche Begleitung dieser Ansätze erfolgt meist im Sinne sogenannter 
formativer Evaluationen. Im Mittelpunkt stehen dabei Lernprozesse, 
die für die Weiterentwicklung der Programme genutzt werden sollen. 
Die wissenschaftliche Begleitung dieser Ansätze beschränkt sich 
demnach vielfach darauf, die Ausgangslage und die Entwicklungen 
von Zentren für Familie zu dokumentieren, um den Beteiligten eine 
Diskussions- und Reflexionsgrundlage zu bieten. Fragen, die da-
bei häufig im Vordergrund stehen, sind: Welche Bedarfe gibt es im 
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Sozialraum? Welche Angebote im Bereich der Familienunterstützung, 
Familienbildung und -förderung existieren bereits? Welche förder-
lichen und hinderlichen Faktoren der Entwicklung gab es? Wie viele 
Angebote wurden integriert? Mit welchen Anbietern wurde koope-
riert? Wie wurden die Angebote integriert? Wurde die Zielgruppe 
des Projekts erreicht? Wie zufrieden sind die Eltern, Fachkräfte und 
Kooperationspartner mit der Entwicklung? Um entsprechende Fragen 
zu beantworten, wurden meist quantitative und qualitative Untersu-
chungen basierend auf Befragungen der Einrichtungsleitungen, der 
Kooperationspartner und der Eltern durchgeführt.  

FAMILIENZENTRUM NRW

Das Landesprogramm Familienzentrum Nordrhein-Westfalen (NRW) 
ist das wohl bekannteste und größte Vorhaben in Deutschland, das 
Kindertageseinrichtungen zu Zentren für Familien weiterentwickel-
te. Im Rahmen des Programms erfolgte ab 2007 nach einer kurzen 
Pilotphase mit 251 Einrichtungen14 ein flächendeckender Ausbau von 
Familienzentren. Mittlerweile gibt es fast 2.500 Familienzentren mit 
insgesamt rund 3.500 Kindertageseinrichtungen (MKFFI NRW 2018). 
Ungefähr ein Drittel der zu Beginn der Ausbauphase vorhandenen 
Kindertageseinrichtungen wurden damit bereits zu Familienzent-
ren weiterentwickelt. Zur Qualitätsentwicklung und sicherung von 
Familienzentren wurde ein Gütesiegel (Stöbe-Blossey et al. 2008; 
Tietze et al. 2008; Schreiber und Tietze 2008) mit einem sogenann-
ten „konzeptgebundenen System“15 (Esch et al. 2006) eingeführt. 
Das Gütesiegel enthält insgesamt 112 Merkmale, die sich in vier 
Leistungsbereiche (Beratung und Unterstützung von Kindern und 
Familien, Familienbildung und Erziehungspartnerschaft, Kinderta-
gespflege, Vereinbarkeit von Beruf und Familie) und in vier Struktur-
bereiche (Sozialraumbezug, Kooperation und Organisation, Kommu-
nikation, Leistungsentwicklung und Selbstevaluation) gliedern. Um 
zertifiziert zu werden, muss ein Familienzentrum in jedem Bereich 

14	 Zu	Beginn	der	Pilotphase	Anfang	2006	wurden	alle	Träger	und	Einrichtungen	dazu	aufge-
rufen,	sich	für	die	Teilnahme	an	dem	Pilotprojekt	zu	bewerben.	Aus	1.000	Bewerbungen	
wurden	251	Pilotprojekte	ausgesucht,	mindestens	eines	aus	jedem	Jugendbezirksamt.	
Die	Piloteinrichtungen	wurden	wissenschaftlich	begleitet,	erhielten	ein	Coaching	und	
sollten	den	nachfolgenden	Einrichtungen	als	Orientierung	dienen.

15	 Ein	konzeptgebundenes	System	bewertet	beispielsweise	nicht	die	pädagogische	Quali-
tät	oder	das	pädagogische	Konzept.	Im	Mittelpunkt	stehen	vielmehr	die	zusätzlichen	
Angebote,	die	eine	Kindertageseinrichtung	anbietet.	Dementsprechend	korreliert	die	
Gütesiegelfähigkeit	nach	dem	Gütesiegel	Familienzentrum NRW	nicht	mit	der	Gütesie-
gelfähigkeit	nach	dem	Deutschen Kindergarten Gütesiegel	(Tietze	et	al.	2008).



31

eine Mindestanzahl an Merkmalen erfüllen, wobei jede Einrichtung 
selbst entscheiden kann, welche Schwerpunkte sie setzt (teiloffenes 
Konzept). An diese Zertifizierung, die alle vier Jahre erneuert werden 
muss, ist eine im Kinderbildungsgesetz (KiBiz) festgeschriebene 
jährliche Förderung geknüpft. 2011 beschloss die Landesregierung, 
den Fokus des Ausbaus von Familienzentren verstärkt auf sozial be-
nachteiligte Sozialräume zu legen, denen eine höhere Fördersumme 
zusteht. Auch gab es ein anknüpfendes Modellprojekt, das Fami-
lienzentren mit Angeboten aus dem Bereich der Arbeitsmarkt- und 
Berufsorientierung verbindet (Köhling et al. 2014). Durch die Ver-
knüpfung erhoffte man sich, dass Vorbehalte gegenüber Jobcentern 
und Arbeitsagenturen abgebaut werden und gleichzeitig die Proble-
me einer passenden Kinderbetreuung für den beruflichen (Wieder-)
Einstieg durch das Familienzentrum gelöst werden.

Das Landesprogramm wurde in den ersten beiden Jahren wissen-
schaftlich begleitet.16 Untersuchungen, welche längerfristige Wir-
kungen der Familienzentren untersuchen, liegen jedoch bisher nicht 
vor (Stöbe-Blossey 2010). Eine Befragung der Piloteinrichtungen vor 
und nach der Weiterentwicklung zum Familienzentrum (Schreiber 
und Tietze 2008) ergab, dass diese Einrichtungen ihr Angebotsspek-
trum bereits nach eineinhalb Jahren um durchschnittlich knapp fünf 
Angebote erweitert hatten. Das sind deutlich mehr als in sonstigen 
Kindertageseinrichtungen im gleichen Zeitraum. Insbesondere der 
Anteil an vertraglich abgesicherten Kooperationen mit Erziehungs-
beratungsstellen, Familienbildungsstätten und später auch verstärkt 
mit Vereinen und Vermittlungsstellen von Tagespflege stieg. Die 
Angebote für Familien werden nach den Ergebnissen einer (nicht 
repräsentativen) Befragung von über 2.000 Eltern, insbesondere von 
Alleinerziehenden und Vollzeit erwerbstätigen Müttern, in Anspruch 
genommen. Die größten Bedarfe für familienunterstützende Angebo-
te gab es bei bildungsfernen Müttern (Nachfrage nach kompensatori-
schen Angeboten) und Müttern mit hohem Bildungsniveau (Nachfra-
ge nach koordinierten Angeboten).  

16	 Die	quantitativen	Untersuchungen	basieren	auf	einer	Befragung	der	Leitungen	von	194	
der	251	Piloteinrichtungen	vor	der	Entwicklung	zum	Familienzentrum	(Ausgangslage)	
und	1,5	Jahre	danach.	Die	Veränderungen	werden	mit	zwei	Kontrollgruppe	verglichen:	
zum	einen	131	der	750	Einrichtungen,	die	sich	zwar	als	Pilot-Einrichtung	beworben	
haben,	jedoch	nicht	ausgewählt	wurden,	und	139	repräsentative	„sonstige“	Kinder-
tageseinrichtungen,	die	keine	Intentionen	hatten,	sich	zu	einem	Familienzentrum	
weiterzuentwickeln.	Zum	zweiten	Befragungszeitpunt	fanden	zusätzlich	Befragungen	
einer	Teilstichprobe	von	Eltern	und	Erzieherinnen	und	Fachkräften	der	Familienzentren	
statt	sowie	eine	Befragung	aller	Jugendämter	und	einiger	Familienbildungsstätten	und	
Erziehungsberatungsstellen.	
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Je mehr familienunterstützende Angebote die Einrichtungen boten, 
desto größer war die Elternzufriedenheit (Schreiber und Tietze 2008). 
Sowohl die Ausrichtung des Familienzentrums als auch die Nutzung 
variiert dabei nach den sozialräumlichen Gegebenheiten. Im Laufe 
des Projektes wurde durch Selbstevaluationen der Einrichtungen die 
Passgenauigkeit der Angebote weiter erhöht, insbesondere Anstren-
gungen für eine bessere Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbs-
arbeit wurden verstärkt (Meyer-Ullrich 2008). Die kooperierenden 
Familienbildungsstätten und Erziehungsberatungsstellen verzeich-
neten eine steigende Nachfrage insbesondere bei sonst schwer zu 
erreichenden Familien (Schilling und Stöbe-Blossey 2008; Schilling 
2008a). Dies entspricht dem präventiven Ansatz dieser Angebote. 
Die Befragungen der Einrichtungsleitungen und kooperierenden 
Familienbildungsstätten und Erziehungsberatungsstellen ergaben je-
doch darüber hinaus, dass alle Akteure beklagten, zu wenig zeitliche 
und personelle Ressourcen zu haben (Schilling und Stöbe-Blossey 
2008; Schilling 2008b, 2008a; Meyer-Ullrich 2008). Die Jugendämter 
übernehmen mittlerweile einige der Vernetzungsaufgaben, insbeson-
dere im Bereich der Kindertagespflege. Sie stellen aktuelle Sozial-
raumdaten zur Verfügung und erarbeiten Finanzierungsmodelle, um 
alle Beteiligten zu entlasten. Das Gütesiegel, das zu Beginn teilweise 
als störender Eingriff in die Trägerautonomie bewertet wurde, hat 
nach Angaben der Familienzentren inzwischen eine „Signalwirkung“. 
Allerdings gab es beispielsweise im ländlichen Raum Probleme, ge-
eignete Kooperationspartner zu finden, um einige der im Gütesiegel 
geforderten Aspekte umzusetzen. Gemäß Tietze et al. (2008) erfolgt 
die Familienzentrumsqualität nach den Gütesiegelkriterien aber 
weder auf Kosten allgemeiner pädagogischer Qualität, noch wird sie 
durch diese begünstigt.
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SPEZIFISCHER ANSATZ: MO.KI-NETZWERK

Mo.Ki – Monheim für Kinder ist ein häufig ausgezeichnetes 
Netzwerk, das im Rahmen mehrerer Modellprojekte initiiert und 
erprobt wurde (Holz et al. 2005; Holz et al. 2012; Laubstein und 
Holz 2014; Holz 2010). Den Knotenpunkt bildet Mo.Ki I – Das 
Familienzentrum, das als eines der 251 Piloteinrichtungen des 
Landesprograms auch als Familienzentrum NRW zertifiziert wur-
de. Das Ziel von Mo.Ki ist es, durch eine kontinuierliche Bereit-
stellung von Unterstützungs- und Beratungsangeboten für Kinder 
und Eltern die Folgen von Armut für Kinder durch (Früh-)Förderung 
und Prävention von Geburt an bis zum Erwerbseinstieg zu be-
wältigen bzw. zu vermeiden. Eine kommunale Präventionskette 
beinhaltet zahlreiche trägerübergreifende Angebote der Kinder- 
und Jugendhilfe (Familienbildungsangebote, Erziehungsbera-
tung, Sprachkurse, väterspezifische Angebote, etc.) sowie andere 
soziale Dienstleistungen aus dem Bereich der Gesundheitsför-
derung. Pädagogischen Fachkräfte werden kontinuierlich weiter-
gebildet und geschult. Mo.Ki verfolgt damit einen ganzheitlichen, 
präventiven Ansatz. Um jedes Kind von Anfang an zu erreichen 
und Familien mit den Möglichkeiten der Frühförderung vertraut zu 
machen, wird seit 2009 allen Eltern von Neugeborenen in einem 
Brief das Angebot eines Hausbesuchs unterbreitet. In den Jahren 
2009-2011 nutzten dies 90 Prozent der Eltern (Holz et al. 2012). 
Die während des Hausbesuchs befragten Eltern gaben einen 
deutlichen Unterstützungs- und Informationsbedarf an. Insbe-
sondere Familien, bei denen beide Eltern einen Migrationshinter-
grund haben, äußern einen verstärken Wunsch nach Begleitung. 
Knapp die Hälfte der nach einem Jahr erneut befragten Eltern 
(nicht repräsentativ) nutzten offene Angebote des Mo.Ki Netz-
werks, gefolgt von knapp 18 Prozent, die an Familienbildungs- 
und Beratungsangeboten teilnahmen (Holz et al. 2012).

 
BERLINER FAMILIENZENTREN

Im Jahr 2012 wurde vom Berliner Senat ein flächendeckender Aus-
bau von Familienzentren initiiert (SenBJF 2017). Die Koordination der 
Familienzentren erfolgt zentral und umfasst neben einem programm-
begleitenden Coaching und Fortbildungsangeboten auch ein umfas-
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sendes Monitoring- und Berichtssystem. In den mittlerweile  
42 Familienzentren soll durch die Weiterentwicklung nach den Förder-
leitlinien des Landesprogramms (SenBWF 2008) die bestehende  
Infrastruktur ausgebaut und effektiver vernetzt werden (Vermeidung 
von Doppelarbeit), um Familien mit Kindern und werdende Eltern 
besser zu erreichen und die Erziehungskompetenz von Eltern zu 
steigern. Auch in Berlin wird ein präventiver, sozialraumbezogener 
Ansatz verfolgt, allerdings steht nicht zwangsläufig eine Kinder-
tageseinrichtung im Mittelpunkt. Einige Familienzentren sind auch 
in Räumlichkeiten anderer Einrichtungen, getrennt von Kindertages-
einrichtungen untergebracht. Das Leistungsspektrum dieser Fami-
lienzentren soll nach dem Landesprogramm folgende vier Angebote 
beinhalten: Hochwertige Bildungs- und Betreuungsangebote für 
Kinder, offene Angebote und Treffpunktmöglichkeiten beispiels weise 
in Form von Eltern-Kind-Cafés oder Familienclubs, Informationen 
über Hilfs- und Unterstützungsangebote für Familien im Sozialraum, 
Familienbildungs- und Beratungsangebote für Eltern insbesondere 
zu den Themenbereichen Erziehungskompetenz, Gesundheit, Haus-
haltsführung und Sprachförderung.

Im Mittelpunkt der wissenschaftlichen Begleitung standen die 
Berliner Familienzentren der ersten Förderphase (2012/2013). Die 
Ergebnisse basieren auf qualitativen Untersuchungen17, die mit 
quantitativen Daten wie Projektsteckbriefen, Sachberichten und 
Monitoringdaten sowie mit Daten zur sozialen Lage von Familien in 
den Sozialräumen der Familienzentren ergänzt wurden (Gesemann et 
al. 2015). Die Ergebnisse zeigen, dass die Familienzentren durch eine 
große Heterogenität geprägt sind, was die sozialräumlichen Bedin-
gungen, die Anbindung an die Kita und die Träger- und Kooperations-
struktur anbelangt. Damit unterscheiden sich auch die Familien, die 
angesprochen werden: Beispielsweise erreichen Familienzentren, 
deren Standort außerhalb der Kooperations-Kitas liegt, stärker Fami-
lien aus dem Sozialraum, die bisher in keiner Verbindung mit einer 
Kita stehen. Auch für Berlin wird die große Bedeutung der offenen 
Angebote in den wissenschaftlichen Begleitungen hervorgehoben, 
u.a. für niedrigschwellige Formen der Beratung, für die Bildung eines 
Gemeinschaftsgefühls und der Stärkung der Selbsthilfefähigkeit der 
befragten Eltern. Die Anzahl der Personenkontakte ist dort deutlich 
höher als in aufsuchenden Angeboten (vgl. auch z.B. SenBJW 2013).  
17	 Dies	waren	Interviews	mit	KoordinatorInnen	und	Kita-Leitungen,	VertreterInnen	der	

Jugendämter,	Kooperationspartnern	und	NutzerInnen	der	Familienzentren.	Damit	liegen	
für	eine	Bewertung	des	Berliner	Landesprogramm	nur	wenige	quantitativ	belastbare	
Ergebnisse	vor.
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Einen weiteren Schwerpunkt stellen Kurse und andere Angebote 
im Bereich der Frühen Hilfen dar. In einigen Sozialräumen erhalten 
Familien zur Geburt eines Kindes dafür einen Familiengutschein. 
Um Familien mit Migrationshintergrund besser zu erreichen, wird 
die Zusammenarbeit mit Multiplikatorinnen, sogenannten Stadtteil-
müttern, besonders gefördert (Koch 2009). Die Fachkräfte berichten 
von hohen Anforderungen und Erwartungen, die nur schwer mit den 
zur Verfügung stehenden Ressourcen bewältigt werden können.  
In dem Sinne fordern einige VertreterInnen der bezirklichen Jugend-
ämter, Träger von Familienzentren sowie KoordinatorInnen eine  
Definition von Aufgabenprofilen und landesweiten Qualitätsmerk-
malen bzw. Mindeststandards, um die Qualitätssicherung der  
Familienzentren gewährleisten zu können. 

SPEZIFISCHER ANSATZ: KINDER- UND FAMILIENZENTRUM SCHILLERSTRASSE

In Kooperation mit dem Pen Green Centre in Corby und durch 
Unterstützung der Heinz und Heide Dürr Stiftung eröffnete das 
Pestalozzi-Fröbel-Haus in Berlin im Jahr 2001 das erste Early  
Excellence Zentrum in Deutschland. Drei Leitgedanken prägen  
die Umsetzung des Early Excellence-Ansatzes in Deutschland  
(Hebenstreit-Müller und Lepenies 2007): (1) Jedes Kind ist exzel-
lent – das Kind ist gezielt und ressourcenorientiert zu beobach-
ten, zu fördern und zu unterstützen. (2) Eltern sind die ersten  
ErzieherInnen ihrer Kinder, sie werden als ExpertInnen ihrer Kin-
der anerkannt und einbezogen, und (3) die Einrichtung öffnet sich 
dem Sozialraum, Fachkräfte werden weitergebildet. Das wesent-
liche Zugangskonzept zu den Eltern in Early Excellence Zentren ist 
ein umfassendes Beobachtungs- und Dokumentationsverfahren 
mit den Eltern (vgl. z.B. Pen-Green-Loop in Kapitel 5). Heute arbei-
ten alle Einrichtungen des Pestalozzi-Fröbel-Hauses und viele 
weitere Einrichtungen bundesweit nach dem Early Excellence- 
Ansatz. Es existieren einige qualitative Studien (Günther et al. 
2017; Durand et al. 2011), die die Umsetzung des pädagogischen 
Konzepts und Praxiserfahrungen am Beispiel einzelner Einrich-
tungen beschreiben. 
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FAMILIENZENTREN MIT EARLY EXCELLENCE-ANSATZ  
IN HANNOVER

In Hannover werden seit 2006 Kindertageseinrichtungen in be-
nachteiligten Stadtteilen zu Familienzentren weiterentwickelt. 
Entsprechend der Konzeption der Familienzentren Hannover (Lan-
deshauptstadt Hannover 2014) müssen die Einrichtungen den Early 
Excellence-Ansatz (vgl. z.B. Hebenstreit-Müller und Lepenies 2007) 
umsetzen und die Fachkräfte entsprechende Qualifizierungsangebo-
te wahrnehmen. 

In den Jahren 2010 und 2011 wurden 19 Familienzentren evaluiert 
(Detert et al. 2012). Alle LeiterInnen bzw. KoordinatorInnen, 181 
pädagogische Fachkräfte und 683 Familien der Familienzentren 
wurden schriftlich befragt. Mit einigen Netzwerkpartnern fanden 
zusätzliche Gruppeninterviews statt. Eine Bestandserhebung vor der 
Weiterentwicklung zum Familienzentrum gab es nicht. Im Nachhinein 
ergab sich, dass die Zentren bereits vor Projektbeginn gut im Sozial-
raum vernetzt waren, aber die Kooperationsstrukturen noch weiter 
ausbauten. Die Erzieher fühlten sich durch diese Kooperationen 
jedoch nicht entlastet. Im Durchschnitt arbeiteten die Einrichtungen 
mit knapp 15 Kooperationspartnern zumindest manchmal und mit 
knapp 9 sogar oft oder sehr oft zusammen. Nach den Aussagen der 
LeiterInnen werden die Zentren überwiegend von Kindern besucht, 
die in Lebensbedingungen mit multiplen Risikofaktoren aufwachsen. 
Die ErzieherInnen gaben an, dass sich durch die Weiterentwicklung 
zu Familienzentren der Austausch und die Zusammenarbeit im Team 
intensiviert hat, der Kontakt zu den Eltern besser geworden ist und 
sich insgesamt eine Einstellungsänderung gegenüber den Familien 
vollzogen hat. Als wichtigste Angebote nannten die ErzieherInnen die 
Erziehungsberatung und das Elterncafé. Die Mehrheit der befragten 
Eltern ist mit diesen Familienzentren zufrieden. Eltern mit Migrations-
hintergrund profitierten nach ihrer Selbsteinschätzung besonders 
von den Familienzentren. Ein Zusammenhang zwischen der Ange-
botsnutzung und veränderten Erziehungskompetenzen konnte nicht 
gefunden werden (Detert und Rückert 2012).  
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HAMBURGER ELTERN-KIND-ZENTREN

In Hamburg wurde das erste Eltern-Kind-Zentrum im April 2007 
eröffnet. Das Fachkonzept sieht dabei vor, durch (kulturell) niedrig-
schwellige Zugänge ergänzende Bildungsangebote für Familien mit 
kleinen Kindern zu schaffen, deren Lebenssituation und -umfeld 
einer guten Kindesentwicklung nicht hinreichend förderlich ist. Eine 
weitere Zielgruppe sind Familien mit Migrationshintergrund. Diese El-
tern-Kind-Zentren sollen präventiv gegen Kindeswohlgefährdung, De-
stabilisierung und soziale Isolation wirken sowie etwaige Vorbehalte 
der Eltern gegenüber einer Kindertagesbetreuung abbauen18. Anders 
als z.B. in NRW richten sich die Hamburger Eltern-Kind-Zentren somit 
an eine bestimmte Zielgruppe in benachteiligten Stadtteilen. Um die-
se Zielgruppe zu erreichen, erhält jedes Eltern-Kind-Zentrum umfang-
reiche (deutlich höher als in anderen Bundesländern) Finanzmittel.

Die wissenschaftliche Begleitung dieser Zentren untersuchte, ob die 
Zielgruppe erreicht wird, die verwendete Ansprache zur Erreichung 
der Zielgruppe geeignet ist und die Arbeitsweise der Eltern-Kind-Zen-
tren zielführend ist (Sturzenhecker 2009). Die Studie basiert zum 
großen Teil auf qualitativen Erhebungen in Form von Gruppendiskus-
sionen mit MitarbeiterInnen der beteiligten Einrichtungen, Inter-
views mit ausgewählten NutzerInnen der Eltern-Kind-Zentren, einem 
Selbstbericht der Eltern-Kind-Zentren sowie einrichtungsbezogenen 
Prozessdaten. Auf Basis dieser subjektiven Einschätzungen ordnet 
das Evaluationsteam mindestens zwei Drittel der Familien (zu 95% 
sind es Mütter, Väter wurden kaum erreicht) einer Gruppe zu, die 
stark belastet ist19. Mindestens die Hälfte haben einen Migrations-
hintergrund. Die Zentren bieten ein breites Spektrum an Angebo-
ten und Formen der Zielgruppenansprache an. Insbesondere die 
niedrigschwelligen Angebote wie beispielsweise ein kostenloses 
Frühstück werden – so die Begleitforschung – gut angenommen. In 
einer zweiten Studie wurde ein Qualitätskonzept für die Hamburger 
Eltern-Kind-Zentren mit einheitlichen Standards entwickelt (Sturzen-
hecker und Voigtsberger 2015). Das Qualitätskonzept berücksichtigt 

18	 Die	Zentren	wurden	vor	der	Einführung	des	Rechtsanspruchs	auf	einen	Kita-Platz	für	alle	
Kinder	ab	dem	zweiten	Lebensjahr	im	Jahr	2013	gegründet	und	zielten	deshalb	darauf	
ab,	Kinder	unter	drei	Jahren	an	die	Kita	„heranzuführen“.	

19	 Dazu	zählen	u.a.	der	Empfang	von	staatlichen	Transferleistungen,	eine	Ver-	oder	Über-
schuldung,	Bildungsarmut,	Arbeitslosigkeit,	Wohnungsnot,	Migrationshintergrund,	
Isolation/Desintegration,	psychische	Belastung	oder	Gewalterfahrungen.
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sechs Wirkungsziele20 und damit verbundene Qualitätsstandards auf 
den Ebenen von Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität. Darüber hi-
naus ist das Qualitätskonzept Grundlage eines Verfahrens der Selbst-
evaluation, das ab 2015 verbindlich in allen Eltern-Kind-Zentren 
eingeführt wurde. Die Wirkungen davon sind (noch) nicht erforscht. 

FAMILIENZENTREN HESSEN

Das Bundesland Hessen fördert seit 2011 Familienzentren, die be-
stimmte Fördervoraussetzungen erfüllen. Insbesondere die verbindli-
che Anzahl von zu integrierenden familienbezogenen Angeboten und 
eine vorgeschriebene Orientierung an dem hessischen Bildungs- und 
Erziehungsplan unterscheidet das Landesprogramm von Hessen von 
dem anderer Bundesländer. Im Jahr 2018 gibt es rund 154 geförderte 
Familienzentren. Anspruch auf Förderung haben prinzipiell alle kom-
munalen und freien gemeinnützigen Träger von Kindertageseinrich-
tungen, Mütterzentren oder weiteren Institutionen; zwei Drittel der 
geförderten Familienzentren hatte den Ursprung allerdings in Kinder-
tageseinrichtungen (Macsenaere und Wennmann 2015). In mehreren 
Kommunen wurden zudem seit 2012 Tagespflegestützpunkte als 
Bausteine von Familienzentren eingerichtet (Ihrig et al. 2016). Diese 
Angliederung  beseitigt die Betreuungsunsicherheit in der Kinder-
tagespflege und ermöglicht, dass auch Familien, deren Kinder in der 
Kindertagespflege betreut werden, von kinder- und familienunter-
stützenden Angeboten profitieren.

Die formative Evaluation von Macsenaere und Wennmann (2015) be-
zieht alle Familienzentren ein, die zwischen 2012 und 2015 gefördert 
wurden. Da die Förderung jedes Haushaltsjahr neu entschieden 
wird, schwankt die Anzahl je nach Jahr zwischen 98 und 122. Befragt 
wurden alle Leitungen (zur Ausgangslage im Jahr 2013 und erneut im 
Jahr 2015), die jeweiligen Kommunen und eine (nicht repräsentative) 
Stichprobe von Kooperationspartnern und 2.314 Eltern aus 47 Pilot-
einrichtungen. Obwohl bereits zu Beginn viele Einrichtungen über ein 
 
20	 Die	Wirkungsziele	sind	wie	folgt	formuliert:	(1)	Familien	pflegen	soziale	Kontakte	über	

ihre	Herkunftsgruppe	hinaus	und	integrieren	sich	in	Institutionen	und	in	dem	Stadtteil,	
(2)	Eltern	erweitern	ihr	Wissen	über	Erziehungsaufgaben	und	über	Lernvoraussetzungen	
von	Kindern,	(3)	Eltern	gestalten	sprach-,	bildungs-	und	bewegungsfördernde	Aktivitäten	
mit	ihren	Kindern,	(4)	Eltern	kennen	und	nutzen	für	sie	relevante	Hilfs-	und	Beratungs-
angebote	über	das	EKiZ	hinaus,	(5)	Eltern	kennen	und	nutzen	konstruktive	Handlungs-
weisen	im	Umgang	mit	Krisensituationen	und	(6)	Kinder	entwickeln	Ich-Kompetenzen,	
Sozial-	und	Sachkompetenzen.
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breites, etabliertes Angebotsspektrum verfügten, haben sich die Ein-
richtungen über die Jahre sukzessiv weiterentwickelt, sowohl im Hin-
blick auf die neuen Angebote (durchschnittlicher Zuwachs von vier 
Angeboten) als auch im Hinblick auf die erreichten Zielgruppen. Über 
die Zeit wurden auch verstärkt der frühe (vorgeburtliche) Zugang zu 
Familien und die generationsübergreifende Arbeit intensiviert. Auch 
wurden vermehrt Familien mit Migrationshintergrund und arbeits-
suchenden Eltern adressiert. Die Qualität und Nutzung der Angebote 
wird von 80 Prozent der befragten Eltern als positiv bewertet. Um 
sich für die Aufgaben eines Familienzentrums in Hessen zu qualifizie-
ren, besuchten rund drei Viertel der MitarbeiterInnen Veranstaltun-
gen zu den Themen Elternbildung, Bildungs- und Förderangebote für 
Kinder und 60 Prozent zu Bildungs- und Erziehungspartnerschaften. 
Es wurde jedoch auf allen Ebenen ein Bedarf an gemeinsamen Quali-
fizierungen festgestellt bzw. Unterstützung in einigen Bereichen wie 
der Weiterentwicklung der Konzeption oder der Bedarfsermittlung 
gefordert. Auch bedarf es mehr Personalmittel, um eine einrichtungs-
übergreifende Koordination im Sozialraum leisten zu können. Einige 
Konzepte des Bildungs- und Erziehungsplans können von diesen Fa-
milienzentren nicht umgesetzt werden. Macsenaere und Wennmann 
(2015) empfehlen daher, diesen stärker an den Bedarf der Familien-
zentren anzupassen, da die Orientierung am Bildungsplan letztend-
lich auch ein Förderkriterium ist.  

SÄCHSISCHES MODELLPROJEKT FAMILIENBILDUNG  
IN KOOPERATION MIT KINDERTAGES-EINRICHTUNGEN

Das Land Sachsen hat im Rahmen der Modellprojekte Familienbil-
dung in Kooperation mit Kindertageseinrichtungen (2001 bis 2004), 
Familienbildung im Netzwerk (2005 bis 2007) und Weiterentwicklung 
von Kitas zu Eltern-Kind-Zentren in Sachsen (2016-2018) die Entwick-
lung von Kindertageseinrichtungen zu Familienzentren gefördert. 
Im ersten Modellprojekt wurde an vier Standorten mit insgesamt 27 
Kindertageseinrichtungen erprobt, Familienbildung in Kooperation 
mit Kindertageseinrichtungen anzubieten. Im zweiten Modellprojekt 
wurden vier weitere Standorte mit 50 beteiligten Kindertageseinrich-
tungen unterstützt. Im Jahr 2005 (Ausgangslage der zweiten Modell-
projekte) und erneut im Jahr 2007 wurden die Einrichtungen und 
eine nicht repräsentative Stichprobe von Eltern der ersten beiden 
Modellprojekte schriftlich befragt. Vorangegangen war eine über-
wiegend qualitative Untersuchung der ersten Modellprojekte (Braun 
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und Knoll 2003, 2004). Die Befragung ergab, dass sich die meisten 
Kindertageseinrichtungen der Familienbildung und dem Konzept 
einer gelebten Erziehungspartnerschaft öffnen und die Eltern zahl-
reiche Angebote der Familienbildung nutzen. Niedrigschwellige 
Angebote (z.B. Feste, Feierlichkeiten) eignen sich besonders gut, um 
einen ersten Zugang zu den Eltern zu erlangen, der dazu führt, dass 
auch Angebote der klassischen Familienbildung von allen Bildungs-
schichten angenommen werden. Die Eltern entwickeln eigenen 
Angaben zufolge ein großes Vertrauen zu den Fachkräften und fragen 
diese häufig um Rat. Die Mehrzahl nutzte die zusätzlichen Angebote 
mehrmals bis regelmäßig. Die Studie von Braun und Knoll (2007) 
ist u.W. die einzige in Deutschland, die den Zusammenhang mit der 
Erziehungskompetenz der Eltern analysiert. Es zeigt sich, dass für die 
untersuchten Erziehungskompetenz-Maße weniger die Häufigkeit der 
Teilnahme an Angeboten oder die spezifische Form, sondern viel-
mehr die Tatsache, dass Eltern Informationen bekommen und eine 
Bestärkung in ihrem bisherigen erzieherischen Handeln erfahren so-
wie sich mit anderen Eltern austauschen können, eine Beeutung hat. 
Auch gibt rund die Hälfte der befragten Eltern an, durch die Familien-
bildungsangebote Informationen zur Entwicklung und Erziehung ihrer 
Kinder gewonnen zu haben und die Entwicklungsschritte ihrer Kinder 
besser wahrnehmen und fördern zu können. 

 
BAYRISCHES MODELLPROJEKT FAMILIENSTÜTZPUNKTE

In dem bayrischen Modellprojekt Familienstützpunkte wurde von 
2010 bis 2013 ein Gesamtkonzept der Eltern- und Familienbildung 
in 11 kreisfreien Städten und Landkreisen erprobt. Seit Juli 2013 wird 
das Modellprojekt bayernweit als Förderprogramm umgesetzt.  
Familienstützpunkte sind eine wohnortnahe Anlauf- und Kontaktstel-
le für alle Familien im Sozialraum. Vor allem in den ländlichen Krei-
sen sind sie häufig an Kindertageseinrichtungen angegliedert (Smol-
ka et al. 2014). Die Familienstützpunkte bilden aber meist einen 
eigenständigen Arbeitsbereich. In den Familienstützpunkten werden 
Maßnahmen der Eltern- und Familienbildung angeboten, vermittelt, 
koordiniert und ein kommunales Familienbildungsnetzwerk geschaf-
fen. Zu den Aufgaben der für die Implementierung verantwortlichen 
Koordinierungsstelle gehört es außerdem, umfangreiche Bedarfs-
analysen durchzuführen, ein Konzept für den Familienstützpunkt zu 
entwickeln, sowie die Qualitätssicherung, Öffentlichkeitsarbeit und 
eine nachhaltige Finanzplanung sicherzustellen. Dabei mussten die 
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Familienstützpunkte sowohl die gegebenen Voraussetzungen der 
Einrichtung und die sozialräumlichen Gegebenheiten als auch die 
Qualitätskriterien des Bayrischen Staatsministeriums für Arbeit und 
Soziales, Familie und Integration (2016) berücksichtigen. 

Der Schwerpunkt der prozessorientierten wissenschaftlichen Be-
gleitung (Smolka et al. 2014) lag auf der Umsetzung des Gesamtkon-
zepts und einer anschließenden Dokumentation und systematischen 
Erfassung der Implementation. Befragt wurden die Jugendämter der 
ersten und zweiten Projektphase (qualitative Untersuchung) sowie 
die Familienstützpunkte nach Eröffnung und am Ende der Modell-
phase (quantitative Untersuchungen mit qualitativen Vertiefungsstu-
dien). Die Familienstützpunkte dokumentierten ca. 11.000 Anfragen 
von Eltern und anderen Erziehungspersonen, die Hälfte wurde bei 
persönlichen Besuchen im Familienstützpunkt gestellt, ein weiteres 
Drittel erfolgte telefonisch. Die Anzahl der familienbildenden Ange-
bote hat sich über den Förderzeitraum deutlich erhöht, mehr als drei 
Viertel von ihnen haben neue familienbildende Angebote eingeführt. 
Die thematischen Schwerpunkte lagen auf der Förderung der Er-
ziehungskompetenzen, bei offenen Angeboten wie Elterntreffs oder 
Eltern-Kind-Gruppen und bei Angeboten der Freizeitgestaltung. Die 
umfangreichen Bedarfsanalysen führten nach Aussagen der Koor-
dinatorInnen dazu, dass neue, bedürftige Zielgruppen identifiziert 
und erreicht werden konnten und die Planung verbessert wurde (z.B. 
Vermeidung von Doppelarbeit). Die Befragungen machen aber auch 
deutlich, dass eine Etablierung entsprechender Ansätze Zeit braucht, 
denn Familienstützpunkte waren nach drei Jahren Modelllaufzeit 
noch keine selbstverständliche Anlaufstelle für Erziehungsfragen.
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ABSCHLIESSENDE BEMERKUNG

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass in den einzelnen 
Bundesländern bereits vielfältige Ansätze für Zentren für Familien 
existieren, die in ihrer Ausgestaltung und Ausrichtung allerdings 
stark variieren. Die dargestellten Ansätze wurden wissenschaftlich 
im Sinne formativer Evaluationen begleitet. Diese Evaluationen 
lassen aus einer familien- und bildungsökonomischen Perspektive 
allerdings keine systematischen Aussagen über die kurz- bis mittel-
fristige Wirkung dieser Programme auf kindliche, elterliche und fami-
liäre Merkmale und Entwicklungen zu. Dies hängt damit zusammen, 
dass entsprechende Daten nur in wenigen Studien erhoben wurden. 
Zudem erlauben die empirischen Methoden der Studien nicht, die 
Wirkung der Programme alleine auf die Programmteilnahme zurück-
zuführen. So ist es zum Beispiel sehr wahrscheinlich, dass vermehrt 
Familien mit bestimmten Merkmalen diese Angebote nutzen und 
damit die Wirkung der Programme nicht nur auf die Programmteil-
nahme, sondern auch die Merkmale dieser Familien zurückzuführen 
ist. Auch andere methodische Gründe erschweren eine kausale Inter-
pretation der Befunde. Um differenzierte Aussagen darüber treffen zu 
können, ob Zentren für Familien eine effektive und effiziente Mög-
lichkeit sind, Kinder, Eltern und die Familie als Ganzes zu fördern, 
bedarf es deshalb weiterer Studien, welche die Wirkungen auf Kinder 
und Eltern kausalanalytisch erfassen. Im anglo-amerikanischen 
Forschungsraum existieren solche Wirkungsstudien. Im folgenden 
Kapitel 6 werden Beispiele für entsprechende Ansätze aufgeführt. 
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6  INTERNATIONALE BEISPIELE 

Programme und Ansätze, welche als Zentren von Familien im weite-
ren Sinne bezeichnet werden können oder im Sinne von diesen zu 
interpretieren sind, existieren außerhalb Deutschlands bereits seit 
vielen Jahren. Allerdings handelt es sich auch dabei um einzelne Pro-
gramme, die mit wenigen Ausnahmen nicht flächendeckend etabliert 
wurden oder nur auf bestimmte Zielgruppen ausgerichtet sind. Einige 
dieser Programme wurden im Sinne der familien- und bildungs-
ökonomischen Wirkungsforschung detailliert auf ihre Wirkungen 
hin untersucht. Im Gegensatz zur deutschen Forschungslandschaft 
sind darunter auch Evaluationsstudien, welche die kausalen Effekte 
dieser Programme auf Kinder, Eltern und Familien identifizieren. 
Darüber hinaus erlauben es insbesondere US-amerikanische For-
schungsansätze, nicht nur die Effektivität der Programme, sondern 
auch deren Effizienz zu untersuchen. Dies bedeutet, dass den erziel-
ten Effekten die Kosten der Programme gegenübergestellt werden. 
Da diese Studien aus einer familien- und bildungsökonomischen 
Perspektive letztlich den umfassendsten Evaluationsansatz bieten, 
konzentrieren wir uns bei der Darstellung US-amerikanischer Ansätze 
auf Evaluationsstudien, welche auch die Effizienz dieser Programme 
analysieren. Auch bei der Zusammenstellung der Beispiele in diesem 
Kapitel ist es von Bedeutung, dass diese Ausführungen  keinen  
Anspruch auf Vollständigkeit erheben, sondern die Beispiele  
explorativen Charakter haben. Eine tabellarische Zusammenstellung 
befindet sich in Tabelle A-3 im Appendix.

Bei der Darstellung und Interpretation der empirischen Befunde ist 
zu beachten, dass sie nicht 1:1 auf Deutschland übertragbar sind. 
Zum einen unterscheiden sich sowohl die familien- und bildungs-
politischen als auch die sozialpolitischen Systeme der betrachteten 
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Länder von dem deutschen System. Zum anderen werden häufig 
Programme betrachtet, welche auf sehr spezifische Zielgruppen und 
Regionen ausgerichtet sind (vgl. dazu z.B. auch Spieß 2013).

 
US-AMERIKANISCHE ANSÄTZE 

In den USA existieren bereits seit Anfang der 1960er Jahre Programme, 
welche sehr gezielt Bildungs- und Betreuungsangebote für Kinder mit 
Aspekten der Eltern- und Familienbildung verbinden. Diese Program-
me wurden primär mit dem Ziel entwickelt, sozioökonomisch benach-
teiligte Familien mit jungen Kindern zu unterstützen. Beispiele für 
entsprechenden Ansätze, auf die im Folgenden exemplarisch einge-
gangen werden soll, sind das HighScope Perry Preschool Project, die 
Chicago Child-Parent Centers, Head Start und die Educare Schools.21 

HighScope Perry Preschool Project

Das HighScope Perry Preschool Project (PPP) wurde zwischen 1962 
und 1967 in Michigan etabliert. Ziel des PPP war es, drei- bis vier-
jährige Kinder aus sozioökonomisch stark benachteiligten Familien 
durch ein spezifisches Programm zu fördern. Neben einer halbtägi-
gen Betreuung der Kinder durch sehr gut ausgebildete pädagogische 
Fachkräfte wurden einmal wöchentlich Hausbesuche bei den Fami-
lien durchgeführt. Die Fachkräfte sollten damit die Eltern mit in die 
Bildungsarbeit einbeziehen, ihre Erziehungskompetenzen stärken 
und ihnen helfen, die Inhalte des High-Scope-Curriculums (Epstein 
2007) auch im familialen Umfeld umzusetzen. Für die wissenschaft-
liche Begleitung des Programms wurde ein randomisierter Kontroll-
gruppenansatz ausgewählt. Von 123 sozioökonomisch benachteilig-
ten Kindern wurden 58 zufällig ausgewählte Kinder in das Programm 
aufgenommen; die anderen, welche nicht an dem Programm teil-
genommen haben, wurden als Vergleichsgruppe wissenschaftlich 
begleitet. Die Kinder beider Gruppen werden bis heute, also seit über 
50 Jahren, intensiv wissenschaftlich begleitet. Es zeigen sich vielfach 
positive Effekte des Programms. Bemerkenswert sind die langfristi-
gen Effekte davon. Insbesondere die höheren Erwerbseinkommen 
der inzwischen erwachsenen Kinder, ihre geringere Transferabhän-

21	 Ein	anderes	Programm,	welches	vielfach	in	diesem	Kontext	diskutiert	wird	ist	das	Caro-
lina Abecedarian Project	(vgl.	z.B.	Spieß	2013,	Barnett	und	Masse	2007).	Da	die	Eltern-
arbeit	hier	im	Vergleich	zum	HighScopePerry	Preschool	Projekt	eine	weniger	prominen-
te	Bedeutung	hat,	wird	darauf	verzichtet,	dieses	Programm	zusätzlich	zum	HighScope	
Perry	Preschool	Projekt	aufzuführen.	
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gigkeit und ihre deutlich geringere Delinquenz tragen zu dem hohen 
monetär bewerteten Nutzen dieses Programms bei (Schweinhart et 
al. 2005; Heckman et al. 2010; Barnett 1996). Alle Wirkungsstudien 
kommen zu dem Ergebnis, dass der monetär bewertete Nutzen die-
ses Programms die damit verbundenen Kosten um ein Mehrfaches 
übersteigt, je nach Bewertungsmethode um das Sechs- bis Siebzehn-
fache. Von Bedeutung ist aber auch, dass dieser Nutzen mittel- und 
insbesondere erst langfristig den beschriebenen Umfang erreicht.  

Chicago Child-Parent Centers 

Die Child-Parent Centers (CPC) in benachteiligten Stadtteilen von 
Chicago fördern seit 1967 drei- bis neunjährige Kinder und ihre 
Familien. Der CPC Ansatz wurde auch auf andere Städte in den 
USA ausgeweitet. Anders als das bereits genannte Perry Preschool 
Project oder das bekannte Carolina Abecedarian Project (Barnett 
und Masse 2007)22 sind die CPC öffentlich finanziert und prinzipiell 
allen Familien unter einer bestimmten Einkommensgrenze zugängig. 
Neben einer qualitativ sehr hochwertigen Betreuung nach einem 
festen Curriculum und einer umfassenden Sprach- und Gesundheits-
förderung der Kinder liegt ein besonderer Fokus der CPC auf den 
Eltern. Sie verpflichten sich zu Beginn, mindestens 2,5 Stunden pro 
Woche an Eltern-Kind-Aktivitäten, Elternbildungsprogrammen bzw. 
Eltern-Kind-Kursen in den Einrichtungen oder zuhause teilzunehmen. 
Extra dafür ausgebildete Fachkräfte („Parent Ressource Teacher“) 
übernehmen die Koordinierung und Durchführung dieser Elternakti-
vitäten sowie die Vernetzungsaufgaben und die Einbindung in den 
sozialen Nahraum („School Community Representative“). Im Rahmen 
mehrerer Studien mit einem quasi-experimentellen Forschungsde-
sign wurden knapp 1.000 Kinder, die am CPC-Programm teilnahmen, 
mit 550 Kindern verglichen, die überhaupt nicht oder durch andere 
Programme außerfamiliär gefördert wurden. Kinder, welche die CPC 
besuchten, erzielten ein höheres Bildungsniveau, höhere Einkom-
men, waren mit einer höheren Wahrscheinlichkeit krankenversichert, 
hatten niedrigere Delinquenzraten und eine bessere Gesundheit 
(Reynolds et al. 2002; Reynolds et al. 2011). Insbesondere profitier-
ten Kinder, die mindestens zwei Jahre an dem Programm teilnahmen 
(Arteaga et al. 2014) oder ganztägig die Einrichtung besuchten (Rey-
nolds et al. 2014). Auch das (Erziehungs-)Verhalten der Eltern verän-
derte sich durch die Programmteilnahme: Eltern beschäftigten sich 
während und nach Beendigung des Programms intensiver mit ihren 

22	 Siehe	dazu	die	vorherige	Fußnote.
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Kindern (Reynolds et al. 2016; Hayakawa et al. 2016). Kindeswohl-
gefährdungen und Vernachlässigungen kamen seltener vor (Mersky 
et al. 2011; Reynolds et al. 2011). Auch hier zeigt eine monetäre Be-
wertung der langfristig zu messenden Effekte, dass der Nutzen des 
Programms deutlich höher ist als dessen Kosten. Die Rendite für die 
Gesellschaft betrug im Jahr 2011 1: 10,83 Dollar. Das heißt, dass jeder 
investierte Dollar den nahezu elffachen Nutzen erzielte (Reynolds et 
al. 2011).

Head Start

Die im Rahmen von Head Start23 geförderten Zentren werden im Rah-
men des Head Start Bundesprogramms gefördert. Dieses Bundespro-
gramm zielt explizit auf die Förderung einkommensschwacher Fami-
lien und ihrer Kinder ab. An dem bereits 1965 etablierten Programm 
nahmen US-weit bereits mehr als 35 Millionen Kinder im Altern von 
null bis fünf Jahren und ihre Familien teil. Das Förderprogramm soll 
die Bildungsbenachteiligungen von Kindern aus einkommensarmen 
Familien bereits vor Schuleintritt reduzieren, die Gesundheit der 
Kinder fördern, Eltern in ihren Erziehungskompetenzen stärken und 
diese auch in anderen Bereichen (Gesundheit, finanzielle Probleme, 
etc.) beratend unterstützen. Je nach Bedürfnis der Familien und den 
sozialräumlichen Gegebenheiten wird Head Start in unterschiedli-
chen Programmvarianten angeboten: Als ein reines Hausbesuchspro-
gramm mit zusätzlichen Gruppenaktivitäten, ausschließlich in Ein-
richtungen oder als Kombination aus beiden Komponenten. Letzteres 
trifft auf einen Großteil der geförderten Standorte zu (ECLKC 2018). 
Familienbildungsangebote werden entweder direkt in der Einrichtung 
durchgeführt oder durch die Einrichtung vermittelt. Die Teilnahme an 
Head Start ist grundsätzlich kostenfrei. Die Head Start Einrichtungen 
operieren nach einem festen evidenzbasierten Curriculum, meist dem 
„Creative Curriculum“ (Dodge et al. 2002) oder dem „High/Scope 
Curriculum“ (Epstein 2007). Sie müssen bestimmte Förderkriterien 
erfüllen (U.S. Department of Health and Human Services 2016).  
Es gibt zahlreiche Studien, welche die kurz- bis langfristigen Effekte 
von Head Start auf Kinder, Eltern und Familien untersuchen.  

23	 Als	Head	Start	wird	im	Folgenden	das	Programm	als	Ganzes	bezeichnet.	Es	gibt	ver-
schiedene	Varianten	mit	unterschiedlichen	Zielgruppen.	Early	Head	Start	(EHS)	beginnt	
beispielsweise	bereits	während	der	Schwangerschaft,	Migrant	and	Seasonal	Head	Start	
richtet	sich	an	Migranten	und	Saisonarbeiter	und	AIAN	Head	Start	an	American	Indian	
und	Alaska	Natives.	
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Einige quasi-experimentelle Studien24 zeigen, dass Head Start 
substantielle kurzfristige Effekte auf die kognitive Entwicklung von 
Kindern hat und auch langfristig die Bildungsverläufe, die Einkom-
men, die Gesundheit positiv beeinflusst und die Delinquenz ab-
nimmt (Ludwig und Miller 2007; Carneiro und Ginja 2014; Garces et 
al. 2002; Deming 2009). Einige Studien finden kurzfristig kleinere 
Effekte, die mittelfristig nicht mehr zu messen sind (Puma et al. 
2010; Puma et al. 2012). Wenn allerdings berücksichtigt wird, dass 
viele Kinder andere, weit weniger effektive frühkindliche Einrichtun-
gen besuchten, übersteigt der Nutzen die ursprünglichen Kosten von 
Head Start deutlich (Kline und Walters 2016).

Educare Schools

Educare-Einrichtungen sind ein weiteres vielversprechendes Beispiel 
für Ansätze von Kindertageseinrichtung, die ganze Familien ins Zen-
trum stellen. Die erste Educare School wurde im Jahr 2000 gegrün-
det. Mittlerweile existieren in über 20 US-amerikanischen Städten 
entsprechende Einrichtungen. Das Educare-Model stützt sich auf vier 
Säulen: Datensammlung und -auswertung, integrierte Weiterentwick-
lung und Coaching der pädagogischen Fachkräfte, qualitativ hoch-
wertige pädagogische Konzepte und eine intensive Familieneinbin-
dung. Educare-Einrichtungen müssen die „Performance Standards“ 
von Head Start (U.S. Department of Health and Human Services 
2016) einhalten; sie gehen in vielen Aspekten allerdings darüber 
hinaus – auch im Hinblick auf die Unterstützung und Einbindung der 
Eltern. Eltern werden regelmäßig über die Entwicklung ihrer Kinder 
informiert und aktiv in ihren Erziehungskompetenzen durch Hausbe-
suche und Familienbildungsangebote in den Einrichtungen gestärkt. 
Eltern werden durch die Educare-Einrichtungen weitere Hilfestel-
lungen und Ressourcen im Sozialraum vermittelt, beispielsweise 
Angebote zur Stärkung der physischen und psychischen Gesundheit. 
Familien mit geringem Einkommen können ihre Kinder von Geburt bis 
zum Ende des fünften Lebensjahres in den Einrichtungen ganztätig 
für mindestens sechs Stunden betreuen lassen. Finanziert werden 
die Einrichtungen aus einer Kombination von öffentlichen und priva-
ten Spenden. Der Besuch ist in der Regel kostenfrei.  
Eine weitere Besonderheit der Einrichtungen ist ihre enge Zusam-
menarbeit mit Forschungseinrichtungen. Im Rahmen der wissen-
24	 Ein	methodischer	Ansatz	dieser	Studien	ist	es,	die	Entwicklung	von	Geschwisterkindern	

zu	vergleichen,	bei	denen	nur	ein	Kind	an	Head	Start	teilnehmen	konnte.	Andere	Stu-
dien	nutzen	Diskontinuitäten	in	der	regionalen	Förderung,	die	durch	das	Regelwerk	von	
Head	Start	entstehen.
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schaftlichen Begleitung dieses Programm werden kontinuierlich 
Daten erhoben, beispielsweise in Form von Sprachstandtests, 
standardisierte Beobachtungen der Kinder durch das pädagogische 
Personal oder die Dokumentation der zusätzlichen Familienbildungs-
angebote. Diese werden fortlaufend wissenschaftlich ausgewertet, 
um für jede Einrichtung und jedes Kind Möglichkeiten der Weiterent-
wicklung zu identifizieren (Guss et al. 2013; Stein et al. 2013).

Die Wirkungen der Educare Schools auf Kinder und Eltern wurden 
in mehreren Studien untersucht. Dabei zeigt sich, dass sowohl ein 
jüngeres Eintrittsalter als auch die tägliche Besuchsdauer in einer 
Educare Einrichtung positiv mit der Sprachentwicklung der Kinder 
korreliert (Yazejian et al. 2015). Wirkungsstudien mit einem ran-
domisierten Kontrollgruppendesign (Yazejian et al. 2017) deuten 
darauf hin, dass Kinder nach einem Jahr in einer Educare-Einrichtung 
bessere Sprachfähigkeiten haben und Eltern berichten von weniger 
Verhaltensauffälligkeiten und positiveren Eltern-Kind-Interaktionen.  

 
BRITISCHE ANSÄTZE

Sure Start 

Die Sure Start Local Programmes (SSLP) wurden durch die britische 
Regierung im Jahr 1998 initiiert, um Kindern den bestmöglichen Start 
ins Leben zu ermöglichen und die Folgen und Ursachen von Kinder-
armut zu bekämpfen. Ab dem Jahr 2002 wurden einige Zentren als 
Sure Start Children Centres weitergeführt und neue Children Centres 
errichtet, zunächst in primär benachteiligten Sozialräumen, später 
auch in weniger benachteiligten (Lewis 2011; West 2006). Zwischen-
zeitlich gab es mehr als 3.500 Einrichtungen in ganz Großbritannien. 
Sure Start Einrichtungen haben zum Ziel, die Gesundheit und Ent-
wicklung von Kindern unter vier Jahren und deren Familien zu för-
dern, indem verschiedene Angebote im Sozialraum vernetzt werden, 
den Familien Beratungs- und Unterstützungsleistungen angeboten 
und eine qualitativ hochwertige Kinderbetreuung und frühkindliche 
Bildung an mindestens 10 Stunden pro Tag bereitgestellt wird. Es gibt 
kein festes Curriculum für die Zentren, allerdings müssen sich die 
Einrichtungen an pädagogischen Leitlinien orientieren. 
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Sure Start wurde in unterschiedlichen Studien umfassend evaluiert 
(für einen Überblick vgl. z.B. Bate und Foster (2017)).25 Die Natio-
nal Evaluation of Sure Start (NESS) Studie begleitete über einen 
Zeitraum von 10 Jahren über 7.000 Kinder und ihre Familien in 150 
SSLP-Einzugsgebieten. Dabei wurde die kindliche Entwicklung in 
diesen Gebieten verglichen mit der Entwicklung von Kindern, die in 
ähnlich benachteiligten Vierteln aufwuchsen, jedoch keinen Zu-
gang zu SSLP-Angeboten hatten. Im Alter von neun Monaten gab es 
keine oder nur sehr kleine Effekte auf die Entwicklung von Kindern 
und das Erziehungsverhalten der Eltern (Belsky et al. 2006; NESS 
2005), die mit dem Ausmaß der sozioökonomischen Benachteiligung 
variierten.26 Im Alter von drei Jahren konnten positive Effekte auf das 
sozio-emotionale Verhalten der Kinder nachgewiesen werden, was 
vor allem auf ein besseres Erziehungsverhalten der Eltern zurückge-
führt wurde (NESS 2008). Dieser positive Effekt auf das Erziehungs-
verhalten und das häusliche Lernumfeld war auch im Alter von fünf 
und sieben Jahren nachweisbar (NESS 2010a, 2010b).

Im Rahmen der Evaluation of Children’s Centres (ECCE) Studie wur-
den in England zwischen 2009 und 2015 (für einen Überblick vgl. 
z.B. Department for Education 2016) unterschiedliche quantitative 
Untersuchungen zur Evaluation des SSLPs-Ansatzes durchgeführt. 
Befragt wurden u.a. die LeiterInnen von Children’s Centres (Tanner et 
al. 2012; Poole et al. 2015) der ersten und zweiten Ausbauphase (im 
Jahr 2011 und 2013) in den 30 Prozent der am stärksten benachteilig-
ten Regionen. Bei bis zu 5.717 Familien zu drei Zeitpunkten (im Alter 
von 9-18 Monate sowie 2 und 3 Jahren) wurden neben zahlreichen 
familiären Merkmalen auch kindliche Entwicklungsmaße gemessen 
(Maisey et al. 2013; Maisey et al. 2015). Im Durchschnitt wurden 
mehr als 90 Prozent der Familien im Einzugsgebiet erreicht, aller-
dings nutzten 60 Prozent die Leistungen nur unregelmäßig (Smith et 
al. 2014; Sylva et al. 2015). In den Einzugsgebieten gab es zwischen 
2006 und 2011 einen stärkeren Rückgang in der Kinderarmut als in  
 
25	 Die	Wirkungen	von	Sure	Start	auf	die	betroffenen	Kinder	und	Familien	zu	identifizieren	

birgt	einige	Herausforderungen.	Zum	einen	unterscheiden	sich	die	Sure	Start	Einrichtun-
gen	stark	voneinander,	da	sie	explizit	das	Ziel	haben,	sich	an	die	sozialräumlichen	Ge-
gebenheiten	und	die	Bedürfnisse	der	Familien	anzupassen.	Auch	haben	sich	Sure	Start	
Einrichtungen	über	die	Zeit	mit	den	politischen	und	finanziellen	Rahmenbedingungen	
stark	verändert.	Zum	anderen	werden	je	nach	methodischem	Vorgehen	die	Entwick-
lungsmaße	der	Kinder	und	Familien	in	SSL	Gebieten	mit	unterschiedlichen	Kontrollgrup-
pen,	verglichen,	welche	keinen	Zugang	zu	SSL	Angeboten	haben.		

26	 Anders	als	erwartet	profitierten	die	an	den	stärksten	benachteiligten	Familien	im	Ein-
zugsgebiet	eines	SLLP	am	wenigsten	und	schnitten	teilweise	sogar	schlechter	ab,	was	
darauf	zurückgeführt	wurde,	dass	diese	Kinder	durch	das	SLLP	nicht	erreicht	wurden.
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anderen Regionen Englands. Befragungen der Eltern zeigten, dass  
die am häufigsten genutzten Angebote offene Spielgruppen und 
gesundheitsbezogene Beratungen durch Hebammen und medizini-
sches Fachpersonal sind. Die Nutzung ist zu Beginn höher und nimmt 
mit dem Alter der Kinder ab. Im Mittel integrierten die Einrichtungen 
im Jahr 2012 und 2013 fünf evidenzbasierte Familienbildungspro-
gramme, wie beispielsweise das Nurse-Family Partnership oder 
Triple-P (Goff et al. 2013). 

Die Evaluationsstudien zeigen, dass die Inanspruchnahme von Leis-
tungen der Children’s Centre sowohl mütterliche als auch familiäre 
Merkmale positiv beeinflussen; so kommt es beispielsweise zu Ver-
besserungen der mentalen Gesundheit von Müttern, zu einer besse-
ren Eltern-Kind-Beziehung und einem besseren häuslichen Lern-
umfeld – während die Effekte auf die kindliche Entwicklung geringer 
sind (Sammons et al. 2015). 

Early Excellence

Die Early Excellence Centres (EECs) waren ein weiterer Ansatz der 
britischen Regierung, um Familien zu unterstützen, Bildungsstan-
dards im frühkindlichen Bereich zu erhöhen und Kinderarmut zu 
bekämpfen. Anders als die SLLP waren sie bei ihrer Einführung im 
Jahr 1997 keine Einrichtungen, welche spezifisch Kinder aus be-
nachteiligten Familien adressierten. Vielmehr sollten die Zentren 
einen niedrigschwelligen, multi-professionellen „Knotenpunkt“ für 
alle (bestehenden) familiennahen Dienstleistungen im Sozialraum 
bilden. Zu den Leistungen eines ECC zählen qualitativ gute frühkind-
liche Bildung und erweiterte Ganztagsbetreuung, Familienbildung 
und -unterstützung, Gesundheitsleistungen und Weiterbildungen für 
Erwachsene, insbesondere auch von Fachkräften im frühkindlichen 
Bereich. Viele der Early Excellence Centre werden mittlerweile als 
Children’s Centres geführt. 29 Early Excellence Piloteinrichtungen 
wurden in einer dreijährigen Pilotphase wissenschaftliche begleitet 
(Bertram et al. 2002; Pascal et al. 2001) mit dem Ziel, Problem- und 
Handlungsfelder für die Politik und Praxis zu beleuchten. Es wurden 
qualitative (z.B. Interviews mit Eltern, Fachkräften) und quantitative 
(z.B. monatliche Monitoring-Daten, Selbstberichte) Daten herangezo-
gen. Die Pilot-EECs entwickelten sich je nach sozialräumlichem Um-
feld zu unterschiedlichen Modellen: Mehr als die Hälfte befindet sich 
in einem wirtschaftlich schwachen regionalen Umfeld. Über die Jahre 
wurden zusätzlichen Angebote ausgebaut. Insbesondere Familien 
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mit niedrigem Einkommen, Alleinerziehende und Arbeitslose wurden 
erreicht. Die Effekte der EECs auf Kinder und Eltern wurde nicht in 
dem Sinne quantitativ untersucht, dass die festgemachten Effekte 
alleine auf die EECs zurückzuführen sind. 

SPEZIFISCHER ANSATZ: PEN GREEN CENTRE

Das Pen Green Centre in der Stadt Corby wurde 1983 als Zent-
rumsmodell errichtet (Whalley 2017). Folgende Leistungen wer-
den unter einem Dach angeboten: qualitativ gute Bildung und 
Betreuung, Familienbildung und -unterstützung, ein Gesund-
heitsservice für Frauen von der Schwangerschaft an und beruf-
liche Aus- und Weiterbildungen für Eltern und das pädagogische 
Personal im sogenannten „Research, Development and Training 
Base“ des Zentrums (McKinnon 2013). Grundlage der pädago-
gischen Arbeit im Zentrum ist ein positiver, stärkenorientierter 
Blick auf das Kind und ein umfassendes Beobachtungs- und 
Dokumentationssystem. In einer kontinuierlichen Rückkopp-
lungsschleife – dem sogenannten „Pen Green Loop“ - werden 
die Beobachtungen und Dokumentationen des pädagogischen 
Personals und der Eltern in regelmäßigen Entwicklungsgesprä-
che besprochen. Das „Pen Green Centre“ in Corby ist Vorbild für 
die deutsche Adaption des Early Excellence-Ansatzes. 
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NORDEUROPÄISCHE BZW. SKANDINAVISCHE ANSÄTZE 

Die Familienpolitik in den nordischen Ländern übernimmt häufig 
eine Vorbildfunktion für andere europäische Länder (Gupta et al. 
2008). Seit einigen Jahren gibt es auch hier Reformen auf nationaler 
Ebene und kommunale Bestrebungen, Familien-Bildungs- und Unter-
stützungsangebote verschiedener Anbieter unter einem Dach mit den 
Angeboten von Kindertageseinrichtungen zu bündeln. In Schweden 
werden die Einrichtungen als familjecentral, in Norwegen und  
Dänemark als Familien hus und in Finnland als familjecenter bezeich-
net. Die Einrichtungen verfolgen meist einen präventiven, sozial-
raumbezogenen Ansatz mit einem starken Fokus auf der Gesundheit 
von (werdenden) Müttern und Kindern (z.B. Kekkonen et al. 2012; 
Kouvonen 2012; Martinussen 2013; Adolfsen und Martinussen 2012; 
Abrahamsson et al. 2009; Abrahamsson und Samarasinghe 2013). 
Allerdings existieren u.W. keine empirisch fundierten Studien, welche 
die Wirkung dieser Ansätze untersuchen; vielmehr gibt es bisher nur 
einige wenige qualitative Studien und formative wissenschaftliche 
Begleitungen. Allerdings ist anzumerken, dass die nordeuropäischen 
Länder vermehrt evidenzbasierte Familien-Unterstützungs- und Bil-
dungsprogramme, d.h. Programme, deren Wirksamkeit bereits  
erwiesen ist, implementieren und ausbauen. 
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7  FAZIT UND  
HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

Die Lebenswünsche und -wirklichkeiten von Familien in Deutschland 
haben sich in den letzten Jahren weiterentwickelt und vielfach ver-
ändert. Zum einen besuchen immer mehr Kinder vor der Einschulung 
eine Kindertageseinrichtung – hinzukommt, dass auch die tägliche 
Betreuungszeit bei Kindern im Kindergartenalter zunimmt. Allerdings 
gehen diese Veränderungen insbesondere auf Kinder aus sozioöko-
nomisch besser gestellten Haushalten zurück. Damit einher geht, 
dass in immer mehr Familien beide Elternteile Familien- und Erwerbs-
arbeit vereinbaren bzw. Alleinerziehende erwerbstätig sind oder sein 
wollen. Für diese Familien sind komplementäre bzw. koordinierte 
Angebote der Familienunterstützung von hoher Bedeutung. Für ande-
re Familien, bei denen beispielsweise kein Elternteil einer Erwerbs-
tätigkeit nachgeht oder die sich in sonstigen Risikolagen befinden, 
sind eher kompensatorische Angebote der familialen Unterstützung 
von Relevanz. Zum anderen verändern sich die Angebote der Eltern- 
und Familienbildung, es entstehen so z. B. immer mehr Angebote 
im Bereich der Frühen Hilfen. Allerdings erreichen die Angebote der 
Familienbildung keinesfalls alle Familien. Neben dem Ausbau der 
Kindertagesbetreuung und der Weiterentwicklung von Angeboten 
der Eltern- und Familienbildung haben sich in den letzten Jahren in 
Deutschland auch immer mehr Zentren für Familien entwickelt. Sie 
bündeln koordinierende und kompensatorische Angebote in der Kin-
dertageseinrichtung, welche für Kinder und Eltern, also die Familie  
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als Ganzes von Bedeutung sind. Kindertageseinrichtungen können 
so zum Knotenpunkt sozialräumlicher Gestaltungsprozesse und zu 
einem Lernort für Familien als Ganzes werden.27

Aus einer familien- und bildungsökonomischen Perspektive sind 
entsprechende Ansätze sehr vielversprechend. Erstens zeigt die 
einschlägige ökonomische Forschung, dass Investitionen in einer 
frühen Phase der kindlichen Entwicklung insgesamt höhere Rendi-
ten erzielen können als Investitionen zu einem späteren Zeitpunkt 
(vgl. z.B. Cunha und Heckman 2007). Zweitens belegen Studien, 
dass die Familien nach wie vor der zentrale Ort der frühen Bildung 
und Betreuung sind, auch wenn außerfamiliale Bildungs- und Be-
treuungsangebote in nahezu allen westlichen Industrienationen an 
Bedeutung gewinnen. Drittens zeigen einschlägige Effizienzanalysen 
insbesondere aus dem anglo-amerikanischen Raum (vgl. zusammen-
fassend z.B. Spieß 2013), dass Ansätze, welche qualitativ hochwerti-
ge Bildung und Betreuung in Kindertageseinrichtungen mit Ansätzen 
der Familienbildung und Stärkung der elterlichen Erziehungskompe-
tenz verbinden, sehr effizient sind – weitaus effizienter als Ansätze, 
welche nicht explizit mit Familien „arbeiten“. Dies gilt insbesondere 
für die Förderung von Familien mit geringeren sozioökonomischen 
Ressourcen. Der Nutzen entsprechender Ansätze ist sowohl auf 
individueller als auch gesellschaftlicher bzw. gesamtwirtschaftlicher 
Ebene empirisch gut belegt. 

In dieser Studie wurden Zentren für Familien aus unterschiedlichen 
Perspektiven betrachtet. Zur Strukturierung der Betrachtungen 
wurden vorab Merkmale von Zentren für Familien zusammengetra-
gen, die für deren systematische Untersuchung von Bedeutung sind. 
Darauf aufbauend wurden die Ausführungsgesetze der Länder im 
Bereich der Kindertagesbetreuung und die Bildungspläne im Be-
reich der frühen Bildung und Betreuung durchgesehen. Eine weitere 
Betrachtungsweise stellt nationale Beispiele für Zentren für Familien 
vor. Eine dritte und letzte Perspektive widmet sich internationalen 
Ansätzen, insbesondere aus dem anglo-amerikanischen Raum.

Aus der Perspektive der landesgesetzlichen Regelungen ist festzu-
halten, dass in einigen Bundesländern bereits Ansatzpunkte für eine 
Weiterentwicklung von Kindertageseinrichtungen hin zu Zentren von 
Familien i.w.S. gesetzlich verankert sind, beispielsweise im Hin-

27	 Vgl.	z.B.	auch	Bertram	et	al.	(2012),	die	entsprechende	Forderungen	vor	dem	Hinter-
grund	des	demografischen	Wandels	ableiten.
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blick auf den Aufbau von Kooperationsstrukturen mit Einrichtungen 
der Familienbildung- und beratung und einer stärkeren expliziten 
Elterneinbindung. Andere Bundesländer gehen in ihren Ausführungs-
gesetzen nicht über den bundesweiten Rahmen des KJHGs hinaus. 
Bisher ist Nordrhein-Westfalen das einzige Bundesland, das mit 
seinen „Familienzentren“ den Ansatz der Zentren für Familien im 
größeren Stil umgesetzt hat. Entsprechend ist das Konzept der Zen-
tren für Familien bisher nur im Kita-Gesetz von Nordrhein-Westfalen 
konkretisiert. Allerdings weisen auch andere Bundesländer wie z.B. 
Baden-Württemberg, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern, 
Thüringen, Bayern, Schleswig-Holstein oder Hessen entsprechende 
Ansätze und Modellvorhaben auf, welche in Rechtsverordnungen 
bzw. Verwaltungsvorschriften festgeschrieben sind. Damit sind die 
Ansätze jedoch weniger nachhaltig und prominent verankert.

Die Bildungspläne einiger Bundesländer gehen in ihren Forderungen 
bezüglich einer Weiterentwicklung von Kindertageseinrichtungen 
zu Zentren für Familien deutlich über die Kita-Gesetze hinaus. Eine 
Orientierung an diesen Bildungsplänen und eine entsprechende 
Umsetzung derselben kann für die Weiterentwicklung von Zentren für 
Familien von hoher Bedeutung werden. Damit müsste den Bildungs-
plänen vielfach ein größerer Stellenwert zukommen und die darin 
verankerten Überlegungen müssten systematisch und nachhaltig in 
die Praxis umgesetzt werden. Doch auch hier werden große Unter-
schiede zwischen den Bundesländern deutlich, einige bleiben in 
ihren Ausführungen sehr vage, andere stellen konkrete Anforderun-
gen an die Praxis. Sofern die Steuerungswirkung der Bildungspläne 
in diesem Bereich erhöht werden soll, müsste ihnen vielfach ein 
größerer Verbindlichkeitsgrad zukommen. Nur in wenigen Bundes-
ländern sind die Bildungspläne die gesetzlich verankerte Grundlage 
der Arbeit in der Kindertagesbetreuung. 

Die Ergebnisse der Zusammenfassung von wissenschaftlich be-
gleiteten nationalen (Modell)projekten deuten darauf hin, dass 
Zentren für Familien ein attraktiver Anlaufpunkt im Sozialraum sind. 
Sie erreichen vielfach die vorgesehenen Zielgruppen, darunter auch 
Familien, die mit Angeboten der klassischen Familienbildung sonst 
nur schwer erreicht werden können. Für die Ausgestaltung eines 
bedarfsgerechten Angebots solcher Zentren sind fundierte Bedarfs- 
und Sozialraumanalysen eine zentrale Voraussetzung. Entsprechend 
müssen auch die Fachkräfte der dafür zuständigen Akteure (vielfach 
die Jugendämter) aus- und fortgebildet werden. Außerdem ist ein 
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niedrigschwelliger Zugang für alle Familien von hoher Relevanz. Be-
währt haben sich beispielsweise offene Treffmöglichkeiten, die mit 
niedrigschwelligen Formen der Beratung verknüpft werden. Niedrig-
schwellige Angebote können auch dazu beitragen, Familien, die bis-
her in Kindertageseinrichtungen unterrepräsentiert waren, an diese 
heranzuführen und Zugangsrestriktionen zu senken. Dies scheint ein 
besonders zentraler Punkt, da Kinder aus sozioökonomisch benach-
teiligten Familien vielfach sehr viel später in Kindertageseinrichtun-
gen eintreten als Kinder aus weniger benachteiligten Familien. Ein 
vielversprechender Ansatzpunkt ist in dieser Hinsicht die Zusammen-
arbeit mit MultiplikatorInnen oder ElternbegleiterInnen. 

Einige der Modellvorhaben und Ansätze konzentrieren sich aus-
schließlich darauf, zusätzliche kompensatorische Angebote für 
benachteiligte Familien zu integrieren. Komplementäre bzw. koordi-
nierte Angebote (z.B. eine Ausweitung der Öffnungszeiten, Notfall-
betreuungen auch für Geschwisterkinder, Hol- und Bringservices) 
sollten jedoch insbesondere vor dem Hintergrund einer steigenden 
mütterlichen Erwerbstätigkeit und Erwerbswünschen von Müttern mit 
kleinen Kindern nicht vernachlässigt werden. Auch in punkto arbeits-
marktbezogener Leistungen werden die Potentiale einer Verankerung 
entsprechender Angebote bei den Zentren noch nicht ausgeschöpft. 
Hinzu kommt, dass vielfältige komplementäre Angebote auch ein-
kommensschwächeren Familien zugutekommen. Eine Kombination 
von kompensatorischen und komplementären bzw. koordinierenden 
Angeboten scheint besonders sinnvoll, wenn Zentren für Familien An-
gebote für unterschiedliche familiale Bedarfe bieten sollen, um sie als 
Zentren für alle Familien attraktiv zu machen. Dies würde vermutlich 
auch zu einer größeren Akzeptanz der Zentren für Familien beitragen.

Die Finanzierungssysteme und der Finanzierungsumfang für Zentren 
für Familien in Deutschland unterscheiden sich deutlich zwischen 
den Förderprogrammen und Modellprojekten. In einigen Modell-
projekten wird deutlich, dass die personellen Ressourcen nicht 
ausreichen und die zusätzlichen Aufgaben die Fachkräfte vor große 
Herausforderungen stellen. Viele Modellprojekte und Landesförder-
programme haben zudem nur kurze Förderperioden bzw. Anschub-
finanzierungen, die nach einer kurzen Pilotphase auf kommunale 
Ebene verlagert werden. Die Förderung muss teilweise jährlich neu 
beantragt werden und setzt sich meist aus einer Vielzahl von Finan-
zierungsquellen zusammen. Dies stellt immense Koordinierungsan-
forderungen dar und schafft Planungsunsicherheiten.
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Die wissenschaftlich begleiteten Vorhaben in Deutschland haben 
wertvolles praktisches Wissen generiert. Die Fülle von dokumentier-
ten Erfahrungen mit verschiedenen Modellen und Arbeitsweisen bie-
tet eine gute Grundlage, um die dahinterstehende Idee einer breiten 
Öffentlichkeit zugängig zu machen. Allerdings sind aus der Perspek-
tive der Familien- und Bildungsökonomie weitere fundierte Evaluatio-
nen notwendig, um die kausalen Effekte entsprechender Ansätze auf 
kindliche und elterliche Ergebnismaße bzw. Entwicklungsmaße zu 
untersuchen. 

Die aufgeführten internationalen Beispiele machen deutlich, dass 
insbesondere im anglo-amerikanischen Raum entsprechende Ansät-
ze schon seit vielen Jahren praktiziert werden, teilweise auch nur im 
Sinne von Modellprojekten - teilweise aber auch als flächendecken-
de Angebote. Einige dieser Ansätze wurden aus einer familien- und 
bildungsökonomischen Sicht sehr valide evaluiert, und zwar in Hin-
blick auf kurz- bis langfristige Effekte auf Kinder und ihre Familien. 
Hier zeigt sich, dass Angebote einer hohen Qualität nachweislich 
positive Effekte auf das Wohlergehen der Familien haben können. 

Gemäß der von uns zusammengestellten Merkmale von Zentren für 
Familien sollten für eine Weiterentwicklung entsprechender Ansätze 
diese systematisch miteinbezogen werden und weiterentwickelt wer-
den. Erstens sollte im Vorfeld und begleitend zur Arbeit der Zentren 
eine systematische Bedarfsorientierung erfolgen, die auf der Ebene 
der Jugendämter und der Zentren anzusiedeln ist. Zweitens sollte ein 
stetiger Sozialraumbezug vorliegen. Drittens ist eine Vernetzung mit 
den relevanten Akteuren im Sozialraum von sehr hoher Relevanz, 
diese Vernetzung sollte institutionalisiert sein. Ein niedrigschwelli-
ger Zugang soll es ermöglichen, dass diese Zentren für alle Familien 
attraktiv sind, sowohl solche, welche kompensatorische Angebote 
als auch solche, welche komplementäre und koordinierende Ange-
bote benötigen. Eine gezielte Elterneinbindung erhöht die Wirkung 
der Zentren. Eine hohe Qualität ist eine weitere notwendige Bedin-
gung für eine wirkungsvolle Förderung von Familien. Eine adäquate 
Fachkräfteaus- und -weiterbildung ist ebenfalls elementar, sie ist die 
Voraussetzung für eine gute Qualität. Hierbei muss berücksichtigt 
werden, dass die Arbeit dieser Zentren über die bisherige Aufgabe 
von Kindertageseinrichtungen und der Familienbildung hinausgeht. 
Dies setzt eine intensive Vorbereitung bei der Aus- und Weiterbildung 
der dort aktiven Fachkräfte voraus. Eine nachhaltige Finanzierung ist 
zentral, damit sich Zentren nachhaltig entwickeln können und eine 
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Planungssicherheit haben. Eine institutionalisierte Weiterentwick-
lung soll gewährleisten, dass sich die Zentren an gesellschaftliche 
Veränderungen anpassen. Ebenso ist eine neutrale Evaluierung der 
Zentrumsarbeit unabdingbar. Deren Ergebnisse müssen auf einer 
Metaebene zur Weiterentwicklung entsprechender Ansätze beitragen 
und bei der Ausgestaltung der Förderung bedacht werden.  

In Hinblick auf eine Weiterentwicklung der deutschen Ansätze und 
eine Gesellschaftspolitik, welche sich an der potentiell hohen Ren-
dite einer Förderung von jungen Familien orientiert, sollten von der 
Familien- und Bildungspolitik auf Ebene des Bundes, der Länder und 
Kommunen folgende Handlungsempfehlung diskutiert werden:

 → Nachdem in den letzten Jahren auf verschiedenen Ebenen 
unterschiedliche Ansätze initiiert wurden, ist zu diskutieren, ob 
im Rahmen eines vom Bund geförderten Programms Zentren für 
Familien weiterentwickelt werden. Dabei ist an eine Bundes-
initiative „Zentren für Familien“ zu denken.

 → Eine solche Bundesinitiative ist sinnvoll, da der potentielle  
Nutzen dieser Zentren insbesondere längerfristig auch auf 
Bundesebene anfällt. Darüber hinaus würde eine Bundes-
initiative die Sichtbarkeit entsprechender Ansätze erhöhen. 
Sie könnte auch verhindern, dass nur jene Regionen von der 
Weiterentwicklung profitieren, in denen die politischen Priori-
täten entsprechend gesetzt sind. Eine Beteiligung von Ländern 
und Kommunen an einer entsprechenden Initiative ist ebenso 
notwendig, da auch sie von entsprechenden Zentren profitie-
ren. Demnach sollten diese drei Gebietskörperschaften über 
eine entsprechende Weiterentwicklung von Kindertagesein-
richtungen und der Familienbildung miteinander ins Gespräch 
kommen.

 → Eine Zusammenführung von Kindertageseinrichtungen mit 
Angeboten der Familienbildung sowie weiteren familienunter-
stützenden Angeboten verspricht eine hohe Wirksamkeit in Hin-
blick auf familienpolitische Ziele. Zentren für Familien könnten 
von daher zu einem substantiellen Bestandteil der Infrastruktur 
für Familien werden. Allerdings können sie auch im Sinne von 
bildungs-, arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Überlegungen 
von hoher Relevanz sein. Deshalb sollte eine entsprechende 
Bundesinitiative ressortübergreifend diskutiert werden.  
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Die Initiative dazu sollte allerdings von der Familienpolitik 
ausgehen. Der Nutzen von Zentren für Familien macht sich für 
die Familien als auch die Gesellschaft kurz- bis langfristig be-
merkbar. Um die grundsätzlich hohe Rendite entsprechender 
An sätze zu realisieren, muss anfangs ein hohes Investitions-
volumen aufgebracht werden. Bei der Diskussion darüber, 
inwiefern öffentliche Fördergelder bereitgestellt werden, muss 
deshalb eine langfristige Perspektive eigenommen werden.

 → Eine Weiterentwicklung entsprechender Ansätze im Rahmen  
einer Bundesinitiative muss auf bereits existierenden Struk-
turen aufbauen und darf keine Parallelstrukturen schaffen. 
Sie muss unter Beteiligung aller relevanten Akteure entwickelt 
werden. 
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richtungen hin zu zentren für familien geben. die einbeziehung der 
eltern- und familienbildung spielt dabei eine wichtige rolle.  
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